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UK/EU: Brexit – EU-Importe können bei einem „No-Deal“-Szenario über-

gangsweise vereinfacht eingeführt werden 

Die Regierung des Vereinigten Königreichs (UK) veröffentlicht seit 23.08.2018 

Dokumente mit Ratschlägen für Bürger und Unternehmen, die die Briten auf den 

Fall eines No-Deal-Brexit vorbereiten sollen (TAX WEEKLY # 30/2018). Aktuell 

informiert die Zollverwaltung des Vereinigten Königreichs über die übergangswei-

se Einführung eines neuen vereinfachten Verfahrens (Transitional Simplified Pro-

cedures - TSP) für Einfuhren aus der EU im Falle eines „No-Deal“-Szenarios.  

Allgemein 

Grundsätzlich können sich auch in der EU ansässige Unternehmen nach dem 

Brexit für Zollzwecke in UK registrieren. Wie lange eine solche Registrierung 

dauern wird, hängt davon ab, ob das Unternehmen bereits für umsatzsteuerliche 

Zwecke registriert ist oder nicht. Liegt eine VAT-Nummer bereits vor, müssen 

diese Unternehmen lediglich eine EORI-Nummer von UK beantragen, die in der 

Regel innerhalb einer Woche nach Einreichung des Antrags erteilt wird. Noch 

nicht für umsatzsteuerliche Zwecke registrierte Unternehmen müssen eine solche 

zunächst vornehmen. Dies kann sechs bis acht Wochen dauern. 

Vereinfachtes Verfahren 

Unternehmen mit Sitz innerhalb UK können sich nun auch für ein neues verein-

fachtes Verfahren registrieren. Das vereinfachte Verfahren für die Einfuhr von 

Waren aus der EU wird im Falle eines „No-Deal“-Brexits ab dem 30.03.2019 für 

mindestens ein Jahr angewendet werden. In diesem Zeitraum können registrierte 

Unternehmen Waren nach UK transportieren, ohne eine vollständige Zollanmel-

dung an der Grenze abgeben zu müssen und können auf Antrag des Einführers 

die Entrichtung ihrer Einfuhrzölle verschieben. Details über den Antrag auf Zah-

lungsaufschub hat die Zollverwaltung des Vereinigten Königreichs bisher nicht 

mitgeteilt. Einführer müssen zudem bis zum 30.06.2019 eine Sicherheit für auf-

geschobene Zollabgaben leisten.  

Registrierung für das vereinfachte Verfahren 

Für die Teilnahme an dem vereinfachten Verfahren ist eine Registrierung des 

Einführers erforderlich. Diese ist seit dem 07.02.2019 möglich. Voraussetzung ist 

die EORI-Nummer für den Handel mit der EU, falls vorhanden die Umsatzsteuer-

Identifikationsnummer, ein Sitz innerhalb UK sowie die Einfuhr von Waren aus 

der EU in das Vereinigte Königreich. Neben Ursprungswaren sind alle Waren er-

fasst, die in der EU zum freien Verkehr überlassen worden sind. Ausgeschlossen 

sind Wareneinfuhren unter Verwendung eines besonderen Zollverfahrens sowie 

Spediteure und Einführer, die in der Vergangenheit Zollabgaben nicht oder zu 

spät entrichtet haben.  

Keine vollständige Zollanmeldung 

Registrierte Einführer müssen keine vollständige Zollanmeldung bei der Zollver-

waltung des Vereinigten Königreichs einreichen. Beim Überschreiten der Grenze 
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ist eine Zollerklärung abzugeben, die folgende Informationen enthalten sollte: das 

Einfuhrdatum, eine Beschreibung der eingeführten Waren sowie Tarifnummer 

und Menge, Rechnungen, den Zollwert und die Lieferdetails. Bis zum vierten 

Werktag des auf die Einfuhr folgenden Monats ist eine Zusatzerklärung an die 

Zollverwaltung des Vereinigten Königreichs zu übermitteln, anhand der etwaig 

angefallene Zölle bei dem Einführer eingezogen werden.  

Gesondertes vereinfachtes Verfahren 

Ein gesondertes vereinfachtes Verfahren greift bei Waren mit Verboten und Be-

schränkungen wie Tabak und Alkohol. Hierbei ist vor der Einfuhr eine vereinfach-

te Zollanmeldung an die Zollverwaltung des Vereinigten Königreichs zu senden. 

Bei der Einfuhr ist sicherzustellen, dass den Waren vollständige Begleitdokumen-

te beigefügt sind, wie die entsprechende Genehmigung. Eine ergänzende Erklä-

rung ist bis zum vierten Werktag des auf die Einfuhr folgenden Monats an die 

Zollverwaltung des Vereinigten Königreichs zu übermitteln.  

Ziel 

Mit dem vereinfachten Verfahren können Einführer aus UK die Abgabe der Zoll-

anmeldung bis nach der tatsächlichen Einfuhr sowie die Entrichtung etwaig ange-

fallener Zölle um einen Monat aufschieben. Ziel ist es, dadurch die Handelsströ-

me zwischen UK und der EU in Bewegung zu halten und langen Wartezeiten in 

den Häfen und dem Eurotunnel entgegenzuwirken.  

 

Bund und Länder: Verständigung auf Eckpunkte für eine Grundsteuer-

Reform 

Bund und Länder haben sich auf Eckpunkte für die Reform des Grundsteuer- und 

Bewertungsrechts verständigt. Dies ergab ein Treffen der Finanzminister am 

01.02.2019. Die Eckpunkte sollen Grundlage für die weiteren Verständigungen 

hierzu sein: 

Eckpunkte für die Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts: 

1. Bei Wohngrundstücken wird zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage an die 

aus dem Mikrozensus des Statistisches Bundesamts abgeleiteten durch-

schnittlichen Nettokaltmieten (Mieten aus dem Mikrozensus, nach Mietstufen 

gestaffelt) angeknüpft. Anstelle der durchschnittlichen Nettokaltmiete wird 

die tatsächlich vereinbarte Nettokaltmiete angesetzt, wenn der Eigentümer 

dem Mieter Grundstücke oder Grundstücksteile zu einer Nettokaltmiete über-

lässt, die bis zu 30 % unterhalb der durchschnittlichen Nettokaltmiete liegt. 

Überlässt der Eigentümer dem Mieter Grundstücke oder Grundstücksteile zu 

einer Nettokaltmiete, die über 30 % unterhalb der durchschnittlichen Net-

tokaltmiete liegt, ist die um 30 % geminderte durchschnittliche Nettokalt-

miete anzusetzen. 

2. Das Baujahr ist für die Ermittlung des Grundstückswerts ein notwendiger Be-

wertungsparameter. Für Gebäude, die vor 1948 erbaut wurden, genügt aus 
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Vereinfachungsgründen in der Erklärung die Angabe „Gebäude erbaut vor 

1948“. 

3. Ausgangspunkt für die Bewertung von Grund- und Boden sind die Boden-

richtwerte. Die Finanzverwaltung kann ergänzende Vorgaben zur Bestimmung 

der Bodenrichtwertzonen (Größe) machen, § 196 Abs. 1 BauGB. Die Gut-

achterausschüsse können Bodenrichtwertzonen zu noch größeren Zonen (La-

gen) zusammenfassen. Für Kommunen, deren mittleres Bodenwertniveau un-

ter dem Landesdurchschnitt Wohnen liegt, kann optional das für die Kom-

mune jeweils ermittelte „mittlere Bodenwertniveau“ als „Ortsdurchschnittswert“ 

angesetzt werden (De-minimis-Regelung). 

4. Soweit für gemischt genutzte Grundstücke sowie Geschäftsgrundstücke 

weder tatsächlich vereinbarte Mieten vorliegen noch ortsübliche Mieten ermit-

telt werden können, ist anstelle des Ertragswertverfahrens ein gegenüber dem 

geltenden Recht vereinfachtes Sachwertverfahren anzuwenden (statt über 

30 Angaben sind dann nur 8 Angaben erforderlich). 

5. Die Reform wird aufkommensneutral gestaltet. Die Steuermesszahl für die 

Neuregelung des Grundsteuer- und Bewertungsrechts unter Berücksichtigung 

der Punkte 1 bis 4 beträgt bei konstanten Hebesätzen nach erster grober 

Schätzung 0,325 ‰. Die Steuermesszahl wird nach Grundstücksarten diffe-

renziert. Für die jeweiligen Grundstücksarten wird die Steuermesszahl regel-

mäßig überprüft und gegebenenfalls angepasst. 

6. Für die Grundsteuer A für die Land- und Forstwirtschaft wird ein Ertragswert-

verfahren, gemäß dem Gesetzentwurf des Bundesrats (BR-Drs. 515/16) ein-

geführt. 

7. Die Kommunen erhalten die Option, eine Grundsteuer C auf unbebaute bau-

reife Grundstücke zu erheben. 

8. Es wird eine Lösung hinsichtlich der Auswirkungen für den Länderfinanzaus-

gleich erarbeitet. 

 

BMF: Steuerliche Behandlung von Leistungen im Rahmen der Flüchtlings-

hilfe 

Mit BMF-Schreiben vom 05.02.2019 verlängert die Finanzverwaltung die gewähr-

ten zeitlich befristeten ergänzenden umsatzsteuerlichen und gemeinnützigkeits-

rechtlichen Billigkeitsmaßnahmen im Zusammenhang mit der Flüchtlingshilfe. 

Das BMF-Schreiben vom 09.02.2016 gewährt für die Veranlagungszeiträume 

2014 bis 2018 zum BMF-Schreiben vom 20.11.2014 ergänzende umsatzsteuerli-

che und gemeinnützigkeitsrechtliche Billigkeitsmaßnahmen hinsichtlich der Leis-

tungen, die von Einrichtungen, die ausschließlich und unmittelbar gemeinnützi-

gen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen, im Rahmen der Flüchtlingshil-

fe erbracht werden. Die Regelungen waren bis zum 31.12.2018 befristet. Nach 

dem Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird 

diese zeitliche Befristung der Regelungen nun bis einschließlich Veranlagungs-

zeitraum 2021 verlängert. 
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Zur Förderung und Unterstützung des gesamtgesellschaftlichen Engagements 

bei der Hilfe für Flüchtlinge hatte die Finanzverwaltung mit BMF-Schreiben vom 

22.09.2015 weitere steuerliche Maßnahmen, u.a. auch Arbeitslohnspenden der 

Belegschaft zugunsten der Flüchtlingshilfe, anerkannt. Auch diese Regelungen 

wurden mit BMF-Schreiben vom 06.12.2016 auf alle bis 31.12.2018 durchgeführ-

ten Maßnahmen erweitert. Eine darüber hinausgehende Verlängerung ist diesbe-

züglich bisher nicht ersichtlich. 

 

BFH: Bruchteilsgemeinschaft kann kein umsatzsteuerlicher Unternehmer 

sein 

Entgegen seiner bisherigen Auffassung hat der BFH aktuell mit Urteil vom 

22.11.2018 (V R 65/17) entschieden, dass eine Bruchteilsgemeinschaft keine Un-

ternehmereigenschaft besitzen kann. Vielmehr erbringen die Gemeinschafter 

selbst als jeweilige Unternehmer anteilig von ihnen zu versteuernde Leistungen. 

Unternehmer ist demnach nur derjenige, der entgeltliche Leistungen erbringt. Die 

Person des Leistungserbringers richtet sich nach den der Leistung zugrunde lie-

genden Rechtsverhältnissen und damit im Regelfall nach dem Zivilrecht. Zivil-

rechtlich kann aber nach Auffassung des BFH die nichtrechtsfähige Bruchteils-

gemeinschaft keine eigenen Verpflichtungen eingehen und damit umsatzsteuer-

rechtlich auch keine Leistungen erbringen. Folglich handelt es sich nach Maßga-

be der zivilrechtlichen Regelungen bei von Bruchteilsgemeinschaften erbrachten 

Leistungen stets unmittelbar um anteilige Leistungen der einzelnen Gemeinschaf-

ter.  

Die vorliegende Rechtsprechungsänderung erfasst nicht nur die unmittelbar vom 

Streitfall betroffenen Erfindergemeinschaften, sondern ist unter anderem auch im 

Immobilienbereich von erheblicher Bedeutung. 

 

FG Hamburg: Vorläufiger Rechtsschutz gegen Abzinsung von Verbindlich-

keiten mit einem Zinssatz von 5,5 % wegen verfassungsrechtlicher Zweifel 

Der 2. Senat des FG Hamburg hat mit Beschluss vom 31.01.2019 (2 V 112/18) 

vorläufigen Rechtsschutz gegen die Abzinsung von Verbindlichkeiten mit einem 

Zinssatz von 5,5 % gem. § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG gewährt. 

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG sind unverzinsliche Verbindlichkeiten, deren Laufzeit 

am Bilanzstichtag mehr als zwölf Monate beträgt und die nicht auf einer Anzah-

lung oder Vorauszahlung beruhen, mit einem Zinssatz von 5,5 % abzuzinsen. 

Das mit Wirkung vom 01.01.1999 eingeführte Abzinsungsgebot soll dem Um-

stand Rechnung tragen, dass unverzinsliche Geldleistungsverpflichtungen weni-

ger belastend sind als marktüblich verzinste Schulden; sie gebieten deshalb eine 

Abzinsung auf den niedrigeren Teilwert. In einer anhaltenden Niedrigzinsphase 

sind die in den Steuergesetzen festgelegten typisierenden Zinssätze von 6 % 

(§ 238 AO und § 6a Abs. 3 S. 3 EStG) bzw. von 5,5 % (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG) 

zunehmend in die Kritik geraten, weil sie durch ihre „realitätsferne Bemessung“ 

den Bezug zum langfristigen Marktzinsniveau verloren haben. Beim Bundesver-
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fassungsgericht sind verschiedene Verfahren zur Frage der Verfassungsmäßig-

keit der Zinssätze anhängig (2 BvR 2706/17, 2 BvL 22/17, 1 BvR 2237/14 und 

1 BvR 2422/17). Der BFH hat mit Beschlüssen vom 25.04.2018 (IX B 21/18) und 

vom 03.09.2018 (VIII B 15/18) bezogen auf § 233a AO Aussetzung der Vollzie-

hung (AdV) gewährt wegen „schwerwiegender verfassungsrechtlicher Zweifel“ an 

der Zinshöhe von 6 % nach § 233a AO i.V.m. § 238 Abs. 1 S. 1 AO. Auch die 

Verwaltung setzt deswegen seit Ende 2018 auf Antrag die Vollziehung von Zins-

bescheiden für Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2012 aus. 

Vor diesem Hintergrund hat der 2. Senat des FG Hamburg auch ernstliche Zwei-

fel an der Verfassungsmäßigkeit des Abzinsungszinssatzes von 5,5 % gem. § 6 

Abs. 1 Nr. 3 EStG und gewährte deshalb AdV. Er hat dem Interesse des Steuer-

pflichtigen an der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes den Vorrang vor dem 

öffentlichen Interesse am Vollzug des Gesetzes eingeräumt. 

Die Beschwerde an den BFH wurde zugelassen. 
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Alle am 06.02.2019 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

III R 19/17 13.09.2018 Billigkeitserlass bei Kindergeldrückforderung 

III R 48/17 13.09.2018 
Billigkeitserlass bei Kindergeldrückforderung; Anrechnung des Kindergelds auf 
Sozialleistungen 

V R 32/16 27.09.2018 Billigkeitserlass bei fehlerhaften Rechnungen 

V R 65/17 22.11.2018 
Bruchteilsgemeinschaft in der Umsatzsteuer  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 5/19 vom 6.2.2019 

X R 21/16 06.09.2018 
Steuerliche Behandlung der Leistungen einer Direktversicherung in Form einer 
Aufbauversicherung, die vor dem 1. Januar 2005 abgeschlossen wurde - An-
forderungen an die Vereinbarung "laufender Beitragsleistungen" 

XI R 22/14 05.12.2018 
Zum Rechnungsmerkmal "vollständige Anschrift" bei der Ausübung des Rechts 
auf Vorsteuerabzug 

 

Alle am 06.02.2019 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

II B 62/18 08.01.2019 
Anteilserwerb durch Briefkastengesellschaft als ein der Grunderwerbsteuer 
unterliegender Rechtsvorgang 

I R 24/16 24.07.2018 
Sperrbetrag gemäß § 50c EStG 1997 bei sog. Doppelumwandlungsmodell - 
Nachweismöglichkeit über die sperrbetragsmindernde Differenzierung des 
Anteilskaufpreises 

 

 

 

 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39117&pos=0&anz=31
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39120&pos=1&anz=31
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39123&pos=2&anz=31
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39126&pos=3&anz=31
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39111&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39129&pos=4&anz=31
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39132&pos=5&anz=31
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39135&pos=6&anz=31
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=39138&pos=7&anz=31
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Alle bis zum 08.02.2019 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort  

 
III C 3 -S 
7130/15 
/10001-02 
 

05.02.2019 
 
Steuerliche Behandlung von Leistungen im Rahmen der Flüchtlingshilfe 
 

 
III C 3 -S 
7180/17 
/10001 
 

04.02.2019 

 
Steuerfreiheit nach § 4 Nr. 22 Buchstabe b UStG für sportliche Veranstaltun-
gen, die gemeinnützige Sportvereine gegen Mitgliederbeiträge durchführen; 
TOP 8 der Umsatzsteuer-Sitzung I/2018 vom 23. bis 25. Januar 2018  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2019-02-05-steuerliche-behandlung-von-leistungen-im-rahmen-der-fluechtlingshilfe.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2019-02-05-steuerliche-behandlung-von-leistungen-im-rahmen-der-fluechtlingshilfe.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2019-02-05-steuerliche-behandlung-von-leistungen-im-rahmen-der-fluechtlingshilfe.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2019-02-04-steuerfreiheit-fuer-sportliche-veranstaltungen-die-gemeinnuetzige-sportvereine-gegen-mitgliederbeitraege-durchfuehren.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2019-02-04-steuerfreiheit-fuer-sportliche-veranstaltungen-die-gemeinnuetzige-sportvereine-gegen-mitgliederbeitraege-durchfuehren.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2019-02-04-steuerfreiheit-fuer-sportliche-veranstaltungen-die-gemeinnuetzige-sportvereine-gegen-mitgliederbeitraege-durchfuehren.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Oberste Finanzbehörden 


der Länder 


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97
10117 Berlin
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E-MAIL poststelle@bmf.bund.de


DATUM 5. Februar 2019


- E-Mail- Verteiler U 1 -


- E-Mail-Verteiler U 2 -


- gem@finmail.de -


BETREFF Steuerliche Behandlung von Leistungen im Rahmen der Flüchtlingshilfe;


Verlängerung der mit BMF-Schreiben vom 9. Februar 2016 (BStBl I S. 223) gewährten 


zeitlich befristeten ergänzenden umsatzsteuerlichen und gemeinnützigkeitsrechtlichen 


Billigkeitsmaßnahmen


BEZUG BMF-Schreiben vom 9. Februar 2016


-
III C 3 - S 7130/15/10001


IV C 4 - S 0185/15/10001 :001
- (2016/0080207) -;


GZ III C 3 - S 7130/15/10001-02


IV C 4 - S 0185/15/10001 :001
DOK 2019/0046086


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)


Das BMF-Schreiben vom 9. Februar 2016 (BStBl I S. 223) gewährt für die Veranlagungszeit-


räume 2014 bis 2018 zum BMF-Schreiben vom 20. November 2014 (- IV C 2 - S 2730/0-01


(2014/1036761) - BStBl I S. 1613) ergänzende umsatzsteuerliche und gemeinnützigkeitsrechtli-


che Billigkeitsmaßnahmen hinsichtlich der Leistungen, die von Einrichtungen, die ausschließlich 


und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen, im Rahmen der 


Flüchtlingshilfe erbracht werden. Derzeit sind die Regelungen bis zum 31. Dezember 2018 


befristet.


Nach dem Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird diese 


zeitliche Befristung der Regelungen bis einschließlich Veranlagungszeitraum 2021 verlängert. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
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BETREFF Steuerliche Behandlung von Leistungen im Rahmen der Flüchtlingshilfe


GZ III C 3 - S 7130/15/10001


IV C 4 - S 0185/15/10001 :001
DOK 2016/0080207


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 


Länder gelten im Hinblick auf die durch den Zustrom von Flüchtlingen hervorgerufene 


besondere und akute Situation hinsichtlich der Leistungen, die von Einrichtungen, die aus-


schließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen, im 


Rahmen der Flüchtlingshilfe erbracht werden, folgende, das BMF-Schreiben vom 


20. November 2014 (- IV C 2 - S 2730/0-01 (2014/1036761) - BStBl I S. 1613) ergänzende, 


Billigkeitsmaßnahmen:


a) Beteiligt sich eine steuerbegünstigte Körperschaft vorübergehend an der Unterbrin-


gung, Betreuung, Versorgung oder Verpflegung von Bürgerkriegsflüchtlingen oder 


Asylbewerbern und erhält diese Körperschaft dafür Entgelte aus öffentlichen Kassen 


oder von anderen steuerbegünstigten Körperschaften, wird es nicht beanstandet, wenn 


diese Einnahmen dem Zweckbetrieb zugeordnet werden.


b) Es wird nicht beanstandet, dass umsatzsteuerliche Vorschriften, die auf vergleichbare 


Leistungen der jeweiligen Einrichtung an andere Leistungsempfänger (z. B. Obdach-


lose) bereits angewandt werden, auch auf Leistungen dieser Einrichtung, die der 


Betreuung und Versorgung von Bürgerkriegsflüchtlingen und Asylbewerbern dienen, 


angewendet werden (z. B. Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 18, 23, 24 bzw. 25
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dafür aus öffentlichen Kassen oder von anderen steuerbegünstigten Körperschaften


gezahlt werden. 


Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Anwendung des § 4 Nr. 18 UStG, auch 


wenn Flüchtlinge nicht ausdrücklich zu dem nach der Satzung etc. des Leistenden 


begünstigten Personenkreis gehören.


Unter die Steuerbefreiung des § 4 Nr. 18 UStG fallen demnach auch Personalgestel-


lungsleistungen zwischen begünstigten Einrichtungen untereinander zum Zwecke der 


Flüchtlingshilfe sowie die Lieferung von Speisen und Getränken in Flüchtlingsunter-


künften, sofern die Einrichtung bereits bisher steuerfreie Mahlzeitendienste erbringt.


c) Die umsatzsteuerliche Behandlung des Kostenersatzes durch Gebietskörperschaften an 


steuerbegünstigte Einrichtungen für den Bezug von Einrichtungsgegenständen und 


sonstigen Leistungen (z. B. Renovierung von Wohnungen) ist von der konkreten Aus-


gestaltung des Sachverhalts abhängig:


aa) Erfolgt diese im Rahmen eines Gesamtvertrags z. B. über die Errichtung und 


den Betrieb einer Flüchtlingsunterkunft, fallen diese Leistungen aus Billig-


keitsgründen insgesamt bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen unter die 


Steuerbefreiung des § 4 Nr. 18 UStG.


bb) Bei Vorliegen einer konkreten Lieferung z. B. von Möbeln unabhängig von 


einem Gesamtbetreibervertrag, unterliegt diese aber weiterhin nach § 1 Abs. 1


Nr. 1 UStG grundsätzlich der Umsatzsteuer. Eine Steuerbefreiung nach § 4


Nr. 18 UStG scheidet insoweit aus. In diesen Fällen kann unter den Vorausset-


zungen des § 12 Abs. 2 Nr. 8 UStG die Anwendung des ermäßigten Steuersat-


zes in Betracht kommen.


Die vorstehenden Billigkeitsregelungen sind in den Veranlagungszeiträumen 2014 bis 2018


anzuwenden.


Beruft sich der leistende Unternehmer auf die im Billigkeitsweg zu gewährende Steuerbefrei-


ung, hat dies für alle gleichartigen Leistungen einheitlich zu erfolgen. Für damit im Zusam-


menhang stehende Eingangsleistungen ist der Vorsteuerabzug nach § 15 UStG systembedingt 


ausgeschlossen.
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BETREFF Steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge


GZ IV C 4 - S 2223/07/0015 :015
DOK 2015/0782725


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)


Deutschland ist für viele Menschen, die ihr Heimatland verlassen, das Ziel einer langen und 


oft auch gefahrvollen Reise. Sie suchen Schutz, Sicherheit und Unterstützung. Bürgerinnen 


und Bürger und auch Unternehmen helfen mit persönlichem und finanziellem Engagement,


um die Betreuung und Versorgung der vielen Ankommenden sicherzustellen. Zur Förderung 


und Unterstützung dieses gesamtgesellschaftlichen Engagements bei der Hilfe für Flüchtlinge


werden im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder die nachfolgenden 


Verwaltungsregelungen getroffen. 


Sie gelten für die nachfolgenden Maßnahmen, die vom 1. August 2015 bis 31. Dezember 


2016 durchgeführt werden.


I. Spenden


Vereinfachter Zuwendungsnachweis


Für alle Sonderkonten, die von inländischen juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 


inländischen öffentlichen Dienststellen oder von den amtlich anerkannten Verbänden der 


freien Wohlfahrtspflege einschließlich ihrer Mitgliedsorganisationen zur Förderung der Hilfe 


für Flüchtlinge eingerichtet wurden, gilt ohne betragsmäßige Beschränkung der vereinfachte 


Zuwendungsnachweis. Nach § 50 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStDV genügt in 


diesen Fällen als Nachweis der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestätigung (z. B. 


Kontoauszug) eines Kreditinstitutes oder der PC-Ausdruck bei Online-Banking. Nach § 50 


Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b Satz 1 EStDV gilt der vereinfachte Zuwendungs-


nachweis auch, soweit bis zur Errichtung eines Sonderkontos Zuwendungen auf ein anderes 


Konto der genannten Zuwendungsempfänger geleistet wurden.
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Haben auch nicht steuerbegünstigte Spendensammler Spendenkonten zur Förderung der Hilfe 


für Flüchtlinge eingerichtet und zu Spenden aufgerufen, sind diese Zuwendungen steuerlich 


abziehbar, wenn das Spendenkonto als Treuhandkonto geführt wird und die Zuwendungen 


anschließend entweder an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 KStG steuerbefreite 


Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder an eine inländische juristische 


Person des öffentlichen Rechts bzw. eine inländische öffentliche Dienststelle zur Förderung 


der Hilfe für Flüchtlinge weitergeleitet werden. Zur Erstellung von Zuwendungsbestätigungen 


muss dem Zuwendungsempfänger auch eine Liste mit den einzelnen Spendern und dem 


jeweiligen Anteil an der Spendensumme übergeben werden.


Unter folgenden Voraussetzungen ist bei Spendensammlungen nicht steuerbegünstigter 


Spendensammler zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge über ein als Treuhandkonto geführ-


tes Spendenkonto auch ein vereinfachter Zuwendungsnachweis möglich:


Die gesammelten Spenden werden auf ein Sonderkonto einer inländischen juristischen


Person des öffentlichen Rechts, einer inländischen öffentlichen Dienststelle oder eines


amtlich anerkannten Verbandes der freien Wohlfahrtspflege einschließlich seiner Mitglieds-


organisationen überwiesen. Nach § 50 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b Satz 2 EStDV 


genügt als Nachweis in diesen Fällen der Bareinzahlungsbeleg, die Buchungsbestätigung des 


Kreditinstituts oder der PC-Ausdruck bei Online-Banking des Spenders zusammen mit einer 


Kopie des Barzahlungsbelegs, der Buchungsbestätigung des Kreditinstituts oder des PC-


Ausdrucks bei Online-Banking des nicht steuerbegünstigten Spendensammlers.


II. Spendenaktionen von gemeinnützigen Körperschaften zur Förderung der Hilfe für 


Flüchtlinge


Einer gemeinnützigen Körperschaft ist es grundsätzlich nicht erlaubt, Mittel für steuer-


begünstigte Zwecke zu verwenden, die sie nach ihrer Satzung nicht fördert (§ 55 Absatz 1 


Nummer 1 AO). Ruft eine gemeinnützige Körperschaft, die nach ihrer Satzung keine hier in 


Betracht kommenden Zwecke - wie insbesondere mildtätige Zwecke oder Förderung der Hilfe 


für Flüchtlinge - verfolgt (z. B. Sportverein, Musikverein, Kleingartenverein oder Brauch-


tumsverein), zu Spenden zur Hilfe für Flüchtlinge auf, gilt Folgendes: Es ist unschädlich für 


die Steuerbegünstigung einer Körperschaft, die nach ihrer Satzung keine zum Beispiel mild-


tätigen Zwecke fördert oder regional gebunden ist, wenn sie Mittel, die sie im Rahmen einer 


Sonderaktion für die Förderung der Hilfe für Flüchtlinge erhalten hat, ohne entsprechende 


Änderung ihrer Satzung für den angegebenen Zweck verwendet. In entsprechender Anwen-


dung des AEAO zu § 53, Nr. 11, kann bei Flüchtlingen auf den Nachweis der Hilfebedürftig-


keit verzichtet werden. 


Es reicht aus, wenn die Spenden entweder an eine steuerbegünstigte Körperschaft, die zum 


Beispiel gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgt, oder an eine inländische juristische 
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der Hilfe für Flüchtlinge weitergeleitet werden. Die gemeinnützige Einrichtung, die die 


Spenden gesammelt hat, muss entsprechende Zuwendungen, die sie für die Hilfe für 


Flüchtlinge erhält und verwendet, bescheinigen. Auf die Sonderaktion ist in der 


Zuwendungsbestätigung hinzuweisen.


III. Maßnahmen steuerbegünstigter Körperschaften zur Unterstützung von Flücht-


lingen


Neben der Verwendung der eingeforderten Spendenmittel (Abschnitt II) ist es ausnahmsweise 


auch unschädlich für die Steuerbegünstigung der Körperschaft, wenn sie sonstige bei ihr vor-


handene Mittel, die keiner anderweitigen Bindungswirkung unterliegen, ohne Änderung der 


Satzung zur unmittelbaren Unterstützung von Flüchtlingen einsetzt. In entsprechender 


Anwendung des AEAO zu § 53, Nr. 11, kann bei Flüchtlingen auf den Nachweis der Hilfe-


bedürftigkeit verzichtet werden.


Werden vorhandene Mittel an andere steuerbegünstigte Körperschaften, die zum Beispiel 


mildtätige Zwecke verfolgen, die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Unterstützung von 


Flüchtlingen stehen, oder an eine inländische juristische Person des öffentlichen Rechts bzw. 


eine inländische öffentliche Dienststelle zu diesem Zweck weitergeleitet, ist dies nach § 58 


Nummer 2 AO unschädlich für die Steuerbegünstigung der Körperschaft. 


IV. Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen


Zuwendung als Sponsoring-Maßnahme


Die Aufwendungen des Steuerpflichtigen sind entsprechend dem BMF-Schreiben vom 


18. Februar 1998 (BStBl I Seite 212) zum Betriebsausgabenabzug zuzulassen. Aufwendungen 


des sponsernden Steuerpflichtigen sind danach Betriebsausgaben, wenn der Sponsor wirt-


schaftliche Vorteile, die in der Sicherung oder Erhöhung seines unternehmerischen Ansehens 


liegen können, für sein Unternehmen erstrebt. Diese wirtschaftlichen Vorteile sind u. a. 


dadurch erreichbar, dass der Sponsor öffentlichkeitswirksam (z. B. durch Berichterstattung in 


Zeitungen, Rundfunk, Fernsehen usw.) auf seine Leistungen aufmerksam macht.
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Arbeitslohnspende


Aus Billigkeits- und Vereinfachungsgründen gilt Folgendes:


Verzichten Arbeitnehmer auf die Auszahlung von Teilen des Arbeitslohns oder auf Teile 


eines angesammelten Wertguthabens zugunsten einer Zahlung des Arbeitgebers auf ein 


Spendenkonto einer spendenempfangsberechtigten Einrichtung im Sinne des § 10b Absatz 1 


Satz 2 EStG, bleiben diese Lohnteile bei der Feststellung des steuerpflichtigen Arbeitslohns 


außer Ansatz, wenn der Arbeitgeber die Verwendungsauflage erfüllt und dies dokumentiert.


Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist im Lohnkonto aufzuzeichnen (§ 4 Absatz 2 


Nummer 4 Satz 1 LStDV). Auf die Aufzeichnung kann verzichtet werden, wenn stattdessen 


der Arbeitnehmer seinen Verzicht schriftlich erklärt hat und diese Erklärung zum Lohnkonto 


genommen worden ist.


Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist nicht in der Lohnsteuerbescheinigung (§ 41b 


Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 EStG) anzugeben.


Die steuerfrei belassenen Lohnteile dürfen im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 


nicht als Spende berücksichtigt werden.


VI. Aufsichtsratsvergütungen


Verzichtet ein Aufsichtsratsmitglied vor Fälligkeit oder Auszahlung auf Teile seiner Auf-


sichtsratsvergütung, gelten die unter Abschnitt V genannten Grundsätze sinngemäß. Da es 


sich auf Seiten der Gesellschaft gleichwohl um Aufsichtsratvergütungen und nicht um 


Spenden handelt, bleibt die Anwendung des § 10 Nummer 4 KStG davon unberührt. 


VII. Umsatzsteuer


Das Umsatzsteuerrecht ist in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union insbesondere durch 


die Vorschriften der Richtlinie 2006/112/EG des Rates über das gemeinsame Mehrwertsteuer-


system vom 28. November 2006 (Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie) weitgehend harmonisiert. 


Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die dort getroffenen Regelungen in nationales Recht 


umzusetzen. Die Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie kennt keine Regelung, die es einem Mit-


gliedstaat zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge, wenn auch nur zeitlich und sachlich 


begrenzt, gestatten würde, von den verbindlichen Richtlinienvorschriften abzuweichen.
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nach § 3 Absatz 1b und Abs. 9a UStG sind daher ebenso wenig möglich wie eine Ausweitung 


der Steuervergütung nach § 4a UStG.


VIII. Schenkungsteuer 


Nach § 13 Absatz 1 Nummer 17 ErbStG sind Zuwendungen von der Schenkungsteuer befreit, 


die ausschließlich mildtätigen Zwecken im Sinne des § 53 AO gewidmet sind und sofern die 


Verwendung zu diesem Zweck gesichert ist.


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.
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Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet.
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BETREFF Steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge;


Verlängerung des zeitlichen Anwendungsbereichs des BMF-Schreibens vom 


22. September 2015 (BStBl I, S. 745)
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(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)


Zur Förderung und Unterstützung des gesamtgesellschaftlichen Engagements bei der Hilfe für 


Flüchtlinge haben die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder die im BMF-


Schreiben vom 22. September 2015 (BStBl I, S. 745) enthaltenen Verwaltungsregelungen 


getroffen. Die Verwaltungsregelungen gelten danach für die Maßnahmen, die vom 


1. August 2015 bis 31. Dezember 2016 durchgeführt werden.


Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird der zeitliche Anwen-


dungsbereich des BMF-Schreibens vom 22. September 2015 (BStBl I, S. 745) über den 


31. Dezember 2016 hinaus auf alle Maßnahmen erweitert, die bis 31. Dezember 2018 durch-


geführt werden.


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und steht ab sofort für eine 


Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen unter der Rubrik 


Service - Publikationen - BMF-Schreiben zur Ansicht und zum Abruf bereit.


Im Auftrag








BUNDESFINANZHOF Urteil vom 22.11.2018, V R 65/17


ECLI:DE:BFH:2018:U.221118.VR65.17.0


Bruchteilsgemeinschaft in der Umsatzsteuer


Leitsätze


Eine Bruchteilsgemeinschaft kann nicht Unternehmer sein. Es liegen vielmehr zivil- und umsatzsteuerrechtlich durch die
Gemeinschafter als jeweiliger Unternehmer anteilig erbrachte Leistungen vor (Änderung der Rechtsprechung).


Tenor


Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Finanzgerichts München vom 10. Oktober 2017  14 K 1548/17 wird als
unbegründet zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Kläger zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) hatte zusammen mit weiteren Personen Systeme zur endoskopischen
Gewebecharakterisierung mitentwickelt. Die A-GmbH & Co. KG (KG) schloss mit dem Kläger, Dr. X, Dr. Y und Dr. Z
Lizenzverträge für die Vermarktung dieser Erfindungen ab (Vertrag vom 10. Januar 1996 und Nachfolgevereinbarung
vom 14. Mai 2007). Die Erfindungen betrafen die Früherkennung von A-Tumoren. Nach den Vorbemerkungen zum
Vertrag vom 10. Januar 1996 haben die Lizenzgeber ein Patent in der Bundesrepublik Deutschland angemeldet, nach
der Präambel des Vertrages vom 14. Mai 2007 sind Patente angemeldet/eingetragen. Art. 1 war jeweils mit
"Patentlizenz" überschrieben. Danach räumten die Lizenzgeber der KG eine weltweite Exklusivlizenz an der Erfindung
ein, unabhängig davon, ob diese patentiert wird oder nicht (Vertrag vom 10. Januar 1996), oder eine ausschließliche
Lizenz zur Herstellung, zum Vertrieb und/oder zur sonstigen weltweiten kommerziellen Nutzung der Erfindung
und/oder aller an der Erfindung gegenwärtig und/oder zukünftig bestehenden Patentrechte (Vertrag vom 14. Mai
2007). Nach Art. 3 des Vertrages vom 10. Januar 1996 ("Know-how/Unterstützung") übergaben die Lizenzgeber dem
Lizenznehmer sämtliche Dokumente, Unterlagen und Akten in Kopie, die sich auf die Erfindung oder Patente
beziehen; der Lizenznehmer verpflichtete sich zur Verschwiegenheit.


2 Die "Lizenzgebühr" war nach Art. 2 des Vertrages vom 10. Januar 1996 zu zahlen. In Art. 3 des Vertrages vom
14. Mai 2007 verpflichtete sich die KG, eine Lizenzgebühr für die Patentbenutzung, das Know-how und die Benutzung
des wissenschaftlichen Namens zu zahlen. Vereinbart war, dass die KG jedes Jahr über die Höhe der vom Umsatz
abhängigen Lizenzgebühr abrechnete. Die Bezahlung sollte durch unmittelbare Überweisung auf die von den
Lizenzgebern bezeichneten Bankkonten zu fest im Vertrag vereinbarten Anteilen erfolgen. Die Abrechnung galt als
genehmigt und eine Überprüfung ausgeschlossen, wenn die Lizenzgeber nicht innerhalb von 30 Tagen oder
180 Tagen nach Erhalt der Abrechnung schriftlich bestritten.


3 Einen Vertrag vom 6. Juli 1998 schlossen der Kläger, Dr. Z und Dr. U mit der KG ab; dabei ging es um Erfindungen
zur Früherkennung von B-Tumoren. Die Erfinder räumten der KG die weltweite Exklusivlizenz an den näher im Vertrag
bezeichneten Erfindungen ein, unabhängig davon, ob diese patentiert sind oder nicht (Art. 1 "Patentlizenz"). Die
Vereinbarungen zur Lizenzgebühr (Art. 2), zum "Know-how/Unterstützung" (Art. 3), zum Namensnennungsrecht
(Art. 4) und zur weiteren Patentanmeldung (Art. 5) und zur Abrechnung sowie Bezahlung (Art. 6) entsprachen im
Wesentlichen denen des Vertrages vom 10. Januar 1996.


4 Die KG erstellte als Leistungsempfängerin jährliche Gutschriften, die an den jeweiligen Erfinder adressiert waren,
seinen Anteil an den Lizenzgebühren aufführten und Umsatzsteuer nach dem allgemeinen Steuersatz auswiesen. Der
Kläger wurde in seinen Gutschriften persönlich angesprochen, wobei auf den Lizenzvertrag Bezug genommen wurde.
Abschließend wurde darauf hingewiesen, dass der Betrag auf ein bestimmtes Konto des Klägers überwiesen werde,
was auch geschah. Die KG war der Auffassung, dass die einzelnen Erfinder die Leistenden seien. Der Kläger
widersprach diesen Gutschriften nicht.


5 In den Streitjahren erklärte der Kläger die Lizenzgebühren als Einzelunternehmer und wandte den ermäßigten
Steuersatz an. Er gab die Steuererklärungen für die Jahre 1998 bis 2002 in 2004, für das Jahr 2003 in 2005, für das
Jahr 2004 in 2006, für das Jahr 2005 in 2007 und für die übrigen Jahre später ab. Als Art des Unternehmens gab er
"Überlassung von Lizenzrechten" an. Sie führten für alle Streitjahre zu Festsetzungen unter dem Vorbehalt der
Nachprüfung, die bestandskräftig wurden.
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6 Im Jahr 2004 hatte das Finanzamt S die Auffassung vertreten, der Kläger bilde zusammen mit anderen Erfindern eine
Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR). Daher hatte es für die Jahre 1997 bis 2002 einheitlich ertragsteuerrechtliche
Besteuerungsgrundlagen durch Bescheide festgestellt und gegenüber der vermeintlichen GbR
Umsatzsteuerbescheide für diese Jahre erlassen. Gegen diese Bescheide waren Rechtsbehelfe eingelegt worden. Im
Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens gegen die Feststellungsbescheide hatte der Kläger vorgetragen, dass
zwischen den Erfindern keine gesellschaftliche Verbindung bestanden habe und zu keiner Zeit einheitlich abgerechnet
worden sei. Die vereinnahmten Beträge seien sowohl ertragsteuerrechtlich als auch umsatzsteuerrechtlich von diesen
in ihren persönlichen Steuererklärungen angesetzt worden. Das Finanzamt S hob die angegriffenen Bescheide für die
vermeintliche GbR wieder auf.


7 Nach Durchführung einer Außenprüfung bei der KG übersandte das Finanzamt T dem Beklagten und
Revisionsbeklagten (Finanzamt --FA--) eine Kontrollmitteilung mit der Feststellung, dass die Leistungen in Form von
Gutschriften durch den Lizenznehmer mit dem Regelsteuersatz abgerechnet worden seien.


8 Das FA änderte daraufhin die teilweise noch unter dem Vorbehalt der Nachprüfung stehenden
Umsatzsteuerfestsetzungen für die Jahre 1998 bis 2010 unter Anwendung des Regelsteuersatzes. Mit Bescheiden
vom 12. September 2011 für die Jahre 1998 bis 2000 und 2002 bis 2010 sowie mit Bescheid vom 19. September 2011
für das Jahr 2001 setzte das FA die Umsatzsteuer fest. Im dagegen gerichteten Einspruchsverfahren legte der Kläger
erstmals Lizenzverträge vor, aus denen hervorging, dass es um die Überlassung von Patenten ging.


9 Das FA änderte mit Einspruchsentscheidung vom 11. Februar 2013 die Steuer für 2007 wegen eines
Übertragungsfehlers auf ... EUR und wies ihn im Übrigen als unbegründet zurück.


10 Die Klage zum Finanzgericht (FG) hatte keinen Erfolg. Nach dem in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2016,
1379 veröffentlichten Urteil sei nicht der Kläger, sondern die aus den Erfindern bestehende Bruchteilsgemeinschaft die
Unternehmerin, die die Leistungen gegenüber der KG erbracht habe. Der Kläger habe daher keine steuerpflichtigen
Umsätze zu versteuern. Er sei aber Steuerschuldner aufgrund eines unberechtigten Steuerausweises. Der
Bundesfinanzhof (BFH) hob das FG-Urteil auf und verwies den Rechtsstreit an das FG zurück (BFH-Urteil vom
16. März 2017 V R 27/16, BFHE 257, 462, Umsatzsteuer-Rundschau 2017, 550). Die Gutschriften seien zwar im
Adressfeld an den Kläger gerichtet und würden seine Anschrift ausweisen. Sie nähmen aber auch auf den jeweiligen
Lizenzvertrag Bezug. Sei mit dem FG davon auszugehen, dass Unternehmer die Gemeinschaft der Erfinder, nicht
aber der einzelne Erfinder sei, liege es nahe, die Gutschriften, die auf die der Leistungserbringung zugrunde
liegenden Lizenzverträge verwiesen, aufgrund der Bezugnahme als an die Gemeinschaft als Leistenden erteilt
anzusehen.


11 Auch im zweiten Rechtsgang wies das FG die Klage mit seinem in EFG 2018, 578 veröffentlichten Urteil ab. Danach
sei zwar eine Bruchteilsgemeinschaft grundsätzlich Leistender und Unternehmer, wenn die Gemeinschafter
gemeinsam einen Vertrag mit einem Dritten schließen. Dies gelte aber nicht, wenn die Gemeinschaft ausnahmsweise
nicht nach außen in Erscheinung trete, indem abweichend von § 432 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) vereinbart
werde, dass der Vertragspartner nicht gemeinschaftlich an alle, sondern --in Anteilen-- an die jeweiligen
Gemeinschafter unmittelbar zu leisten habe, so dass kein Handeln im Namen der Gemeinschaft, auf Rechnung der
Gemeinschaft und in Verantwortung der Gemeinschaft vorliege. Dies ergebe sich auch aus der Rechtsprechung des
Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) zur Richtlinie des Rates vom 28. November 2006 über das
gemeinsame Mehrwertsteuersystem 2006/112/EG (MwStSystRL). Danach sei der Kläger Steuerschuldner. Die
Leistung unterliege dem Regelsteuersatz. Aufgrund der Gutschriften liege zumindest eine Steuerschuld nach § 14c
des Umsatzsteuergesetzes (UStG) vor. Aufgrund von Steuerhinterziehung habe sich die Festsetzungsfrist verlängert.


12 Hiergegen wendet sich der Kläger mit der Revision. Leistender sei nicht er, sondern die Gemeinschaft gewesen. Die
Erfinder hätten nicht selbst ein Patent angemeldet, sondern das Recht zur Patentanmeldung der KG eingeräumt.
Schuldner der Leistung sei die Personenmehrheit der Erfinder gewesen. § 432 BGB sei nicht abbedungen worden.
Eine gemeinsame Empfangszuständigkeit habe weiter bestanden. Es habe sich nur um einen abgekürzten
Zahlungsweg gehandelt. Die Lizenzgebühren seien nur zum Zweck der Auszahlung aufgeteilt worden. Aus der
Rechtsprechung des EuGH folge keine abweichende Bestimmung der Person des Leistenden. Die Erfinder hätten der
KG die von ihnen ausgearbeiteten wissenschaftlichen und technischen Darstellungen übergeben, die urheberrechtlich
geschützt seien, so dass die Steuersatzermäßigung anzuwenden sei. Es liege auch keine Gutschrift vor, die zu einer
Steuerschuld nach § 14c UStG führe, da die Abrechnungen als Steuerausweis nur die Steuer für die
gemeinschaftliche Leistung, nicht aber einen Steuerausweis für die (anteilige) Leistung des Klägers enthielten. Es
liege auch keine Steuerhinterziehung vor, da der Kläger der Auffassung war, dass nicht er Leistender sei. Dieser
Auffassung sei auch das FG im ersten Rechtsgang gewesen. Er habe weder unrichtige noch unvollständige Angaben
gemacht. Zudem liege ein Verstoß gegen die Bindungswirkung des im ersten Rechtszug ergangenen BFH-Urteils vor.
Für die Besteuerung beim Gemeinschafter sei die Durchführung eines Feststellungsverfahrens vorgreiflich. Die
Erfindergemeinschaft sei von einer GbR überlagert worden, da sich die Erfinder gegenüber der KG zu ergänzenden
Leistungen verpflichtet hätten. Der Leistungsempfänger sei nach Maßgabe wirtschaftlicher Kriterien zu bestimmen.
Eine Vorlage an den EuGH sei erforderlich. Das nationale Umsatzsteuerrecht verwende den Begriff der
nichtrechtsfähigen Gemeinschaft oder Personenvereinigung. Das Strafverfahren sei nach § 153a der
Strafprozessordnung eingestellt worden.
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13 Der Kläger beantragt,


das Urteil des FG und die geänderten Umsatzsteuerbescheide 1998 bis 2000 und 2002 bis 2010 vom 12. September
2011 und den Umsatzsteuerbescheid 2001 vom 19. September 2011 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom
11. Februar 2013 aufzuheben.


14 Das FA beantragt,


die Revision zurückzuweisen.


15 Der Kläger habe seine Unternehmereigenschaft selbst erstritten. Auch die KG habe den Kläger als Leistenden
angesehen. Es habe sich nicht um eine Abkürzung des Zahlungswegs gehandelt. Eine Steuerschuld ergebe sich
zumindest aus § 14c UStG.


Entscheidungsgründe


II.


16 Die Revision des Klägers ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung
--FGO--). Der Kläger ist Unternehmer, der dem Regelsteuersatz unterliegende Leistungen erbracht hat. Mangels
Festsetzungsverjährung war das FA auch zum Erlass geänderter Umsatzsteuerbescheide berechtigt.


17 1. Im Streitfall ist das FG im Ergebnis zu Recht und ohne Verstoß gegen § 126 Abs. 5 FGO, da sich der erkennende
Senat hierzu in seinem Urteil im ersten Rechtszug nicht abschließend geäußert hat, davon ausgegangen, dass der
Kläger die von ihm als Mitglied einer Gemeinschaft nach Bruchteilen (Gemeinschaft oder Bruchteilsgemeinschaft) i.S.
von §§ 741 ff. BGB zusammen mit den anderen Gemeinschaftern erbrachten Leistungen als Unternehmer insoweit zu
versteuern hat, als sie auf seinen Anteil an der Gemeinschaft entfallen.


18 a) Bei einer Gemeinschaft nach Bruchteilen gemäß §§ 741 ff. BGB ist der Gemeinschafter, nicht aber die
Gemeinschaft leistender Unternehmer hinsichtlich der mit dem gemeinschaftlichen Recht erbrachten Leistungen.


19 aa) Nach ständiger BFH-Rechtsprechung bestimmt sich die Person des Leistenden und die des Leistungsempfängers
nach dem der Leistung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis (vgl. z.B. Senatsurteil vom 28. August 2014 V R 49/13,
BFHE 247, 283, unter II.1.c aa, m.w.N. zur ständigen Rechtsprechung). Ebenso ist es entgegen der Auffassung des
Klägers im Unionsrecht und nach der EuGH-Rechtsprechung (vgl. z.B. EuGH-Urteil Newey vom 20. Juni 2013
C-653/11, EU:C:2013:409, Rz 40, 43).


20 Das somit maßgebliche Rechtsverhältnis besteht bei einem rechtsgeschäftlichen Handeln in Bezug auf ein
gemeinschaftliches Recht i.S. von §§ 741 ff. BGB zu den Gemeinschaftern, wie der erkennende Senat bereits in
seinem Urteil vom 1. Oktober 1998 V R 31/98 (BFHE 187, 78, BStBl II 2008, 497) zum Umsatzsteuerrecht
entschieden hat. Dabei ist nicht zwischen einer gemeinschaftlichen Leistungserbringung mit dem Recht (vgl. zur
zivilrechtlichen Vermieterstellung der Gemeinschafter anstelle der rechtlich nicht handlungsfähigen Gemeinschaft z.B.
Urteile des Bundesgerichtshofs --BGH-- vom 28. September 2005 VIII ZR 399/03, Neue Juristische Wochenschrift
--NJW-- 2005, 3781, unter II., und vom 28. September 2011 VIII ZR 242/10, NJW 2012, 63, unter II.2.a) und einem
gemeinschaftlichen Leistungsbezug für dieses Recht (Senatsurteil in BFHE 187, 78, BStBl II 2008, 497) zu
unterscheiden. Zivilrechtlich kommt es mangels Rechtsfähigkeit der Gemeinschaft in beiden Fällen zwingend zu einer
Zuordnung zum Gemeinschafter, die auch umsatzsteuerrechtlich zu beachten ist.


21 bb) Bei einer gemeinschaftlich bezogenen Leistung sind die Gemeinschafter --entsprechend der zivilrechtlichen
Rechtslage-- i.S. des § 15 Abs. 1 Nr. 1 UStG Leistungsempfänger und zum Vorsteuerabzug berechtigt, wenn nur die
Gemeinschafter im Rahmen ihrer Einzelunternehmen unternehmerisch tätig sind, wie der erkennende Senat bereits
ausdrücklich entschieden hat (BFH-Urteile in BFHE 187, 78, BStBl II 2008, 497, Rz 26; ebenso vom 16. Mai 2002
V R 15/00, BFH/NV 2002, 1346, und in BFHE 247, 283), und zwar unter Aufgabe seiner früheren Rechtsprechung,
nach der der Vorsteuerabzug nur der Bruchteilsgemeinschaft zustehen konnte (BFH-Urteil vom 19. Dezember 1991
V R 35/87, BFH/NV 1992, 569).


22 Denn die Gemeinschaft ist unfähig, Trägerin von Rechten und Pflichten zu sein. Sie nimmt weder selbst noch durch
Vertreter am Rechtsverkehr teil (Senatsurteil in BFHE 187, 78, BStBl II 2008, 497, Rz 14). Sind mehrere Personen
--als Mitglieder einer Gemeinschaft-- z.B. Auftraggeber einer Leistung, werden daher mangels Rechtsfähigkeit der
Gemeinschaft die einzelnen Gemeinschafter gemäß §§ 420, 432 BGB Gläubiger der zu erbringenden Leistung
(Senatsurteil in BFHE 187, 78, BStBl II 2008, 497, Rz 23 f.). Der erkennende Senat hält hieran auch nach
nochmaliger Prüfung der Sach- und Rechtslage entgegen einem Nichtanwendungserlass der Finanzverwaltung
(Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 9. Mai 2008, BStBl I 2008, 675) weiter fest (vgl. auch
Senatsurteil in BFHE 247, 283).


23 cc) Folgerichtig kann auf der Grundlage dieser Rechtsprechung eine Bruchteilsgemeinschaft kein Unternehmer sein
(Aufgabe der BFH-Urteile vom 25. März 1993 V R 42/89, BFHE 172, 134, BStBl II 1993, 729; vom 29. April 1993
V R 38/89, BFHE 172, 137, BStBl II 1993, 734, und vom 9. September 1993 V R 63/89, BFH/NV 1994, 589; vgl.
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hierzu auch Stadie in Rau/Dürrwächter, Umsatzsteuergesetz, § 2 Anm. 112, und Wäger in Birkenfeld/ Wäger,
Umsatzsteuer-Handbuch, Abschn. I Kap. 3 Teil A Rz 236 ff., 260). Es liegen vielmehr zivil- und umsatzsteuerrechtlich
anteilig erbrachte Leistungen durch die Gemeinschafter als jeweilige Unternehmer vor. Damit entfallen
Wertungswidersprüche, wie sie sich ergeben können, wenn die Gemeinschaft z.B. bei einer gemeinsamen
Vermietung an Dritte als steuerrechtsfähiger Unternehmer anzusehen wäre, während diese Steuerrechtsfähigkeit bei
einem Fehlen einer Unternehmerstellung der Gemeinschaft einem Vorsteuerabzug beim Gemeinschafter nicht
entgegensteht (vgl. hierzu Wäger in Birkenfeld/Wäger, a.a.O., Rz 256).


24 Der erkennende Senat berücksichtigt dabei auch, dass "auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer die Steuerpflichtigen als
Steuereinnehmer für Rechnung des Staates tätig werden" (EuGH-Urteil Balocchi vom 20. Oktober 1993 C-10/92,
EU:C:1993:846, Rz 25; vgl. auch EuGH-Urteil Netto Supermarkt vom 21. Februar 2008 C-271/06, EU:C:2008:105,
Rz 21). Die Behandlung der Gemeinschaft als Unternehmer führt zu Schwierigkeiten. Denn die gemeinsame
Rechtszuständigkeit beschränkt sich nach § 741 BGB auf das gemeinschaftlich zustehende Recht und damit hier auf
die jeweilige Erfindung, so dass die Gemeinschafter --nicht aber die Gemeinschaft-- die Vergütung für die gemeinsam
erbrachte Leistung vereinnahmen. Zudem bestehen in Vollstreckungsfällen nur eingeschränkte
Beitreibungsmöglichkeiten gegen die Gemeinschaft als solche (vgl. § 267 Satz 1 der Abgabenordnung --AO--). Indem
das Gesetz z.B. in § 4 Nr. 14 oder § 10 Abs. 5 UStG Gemeinschaften und nicht rechtsfähige Personenvereinigungen
erwähnt, verweist es mit diesen Begriffen nicht auf die Gemeinschaft i.S. von § 741 BGB. Entgegen der Auffassung
des Klägers bedarf es im Übrigen keiner Vorlage an den EuGH. Denn der EuGH kann im Rahmen der ihm
zustehenden Auslegungsbefugnis nur entscheiden, welche Anforderungen an die Unternehmereigenschaft nach der
Richtlinie zu stellen sind, nicht aber auch welche Rechtsformen des nationalen Rechts diesen Anforderungen
genügen.


25 Verfahrensrechtliche Schwierigkeiten ergeben sich hieraus weder bei der Leistungserbringung noch beim
Leistungsbezug, da die verbindliche Aufteilung auf die Gemeinschafter durch § 1 Abs. 2 der Verordnung über die
gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach § 180 Abs. 2 AO erreicht werden kann. Dies setzt für die
Umsatzsteuer voraus, dass mehrere Unternehmer im Rahmen eines Gesamtobjekts Umsätze ausführen oder
empfangen. Für das Vorliegen gleichartiger Rechtsbeziehungen zu demselben Dritten reichen dabei entsprechende
Beziehungen auf der Eingangs- oder Ausgangsseite aus (a.A., aber ohne Begründung wohl BMF-Schreiben in BStBl I
2008, 675).


26 dd) Folgen hat dies auch für den Vorsteuerabzug. Bei Leistungsbezügen für das gemeinschaftliche Recht (s. oben
II.1.a bb) ist für die Bestimmung der Person des Leistungsempfängers nicht mehr danach zu differenzieren, bei wem
es zu einer unternehmerischen Verwendung kommt, die zum Vorsteuerabzug berechtigt. Leistungsempfänger ist stets
der einzelne Gemeinschafter entsprechend seiner Beteiligung, wobei sich das Recht auf Vorsteuerabzug bei ihm
gleichermaßen aus seiner eigenunternehmerischen Verwendung oder aus einem gemeinsamen Handeln der
Gemeinschafter durch gemeinsame Nutzung des Rechts gegenüber Dritten ergeben kann. In beiden Fällen ist es der
Gemeinschafter, der entsprechend seiner Beteiligungsquote den Vorsteuerabzug für sich als Unternehmer geltend
machen kann.


27 Zudem entfällt das Erfordernis, dass der Gemeinschafter aus seinem anteiligen Erwerb an dem gemeinsamen Recht
bei einer gemeinsamen Nutzung z.B. bei einer gemeinsamen Vermietung des Rechts an Dritte nur zum
Vorsteuerabzug berechtigt wäre, wenn er seinen Anteil zum Gegenstand einer entgeltlichen Überlassung an die
Gemeinschaft macht (so noch BFH-Urteil vom 27. Juni 1995 V R 36/94, BFHE 178, 249, BStBl II 1995, 915,
Leitsatz 2). Dies entspricht im Gegensatz zur GbR, bei der der Gesellschafter einen Gegenstand seines Vermögens
--anders als den seines Gesellschaftsanteils-- durchaus zum Objekt einer entgeltlichen Überlassung machen kann, im
Hinblick auf die fehlende Verselbständigung der Gemeinschaft nicht der wirtschaftlichen Realität und zwingt die
Beteiligten zur Vermeidung von Nachteilen zu ausschließlich steuerrechtlich motivierten Rechtskonstruktionen, denen
kein eigenständiger Gehalt zukommt.


28 ee) Der erkennende Senat weicht nicht von der Rechtsprechung des XI. Senats ab.


29 Die BFH-Urteile vom 27. April 1994 XI R 91/92, XI R 92/92 (BFHE 174, 559, BStBl II 1994, 826) und XI R 85/92
(BFHE 175, 460, BStBl II 1995, 30) hat der BFH bereits zu einem Zeitpunkt ausdrücklich aufgegeben, zu dem der
erkennende Senat ausschließlich für Umsatzsteuersachen zuständig war (BFH-Urteil vom 6. September 2007
V R 41/05, BFHE 217, 338, BStBl II 2008, 65, Leitsatz 4, unter II.2.d bb); dies erstreckt sich auch auf die Folgeurteile
vom 12. Oktober 1994 XI R 77/93 (BFH/NV 1995, 554) und vom 16. Mai 1995 XI R 50/93 (BFH/NV 1996, 185).


30 Soweit der BFH in seinem Urteil in BFHE 174, 559, BStBl II 1994, 826 (unter II.2.a) eine Vermietung zwischen den
Miteigentümern als möglich angesehen hat, entspricht dies auch der Rechtsprechung des erkennenden Senats (vgl.
BFH-Urteil vom 7. Juli 2011 V R 41/09, BFHE 234, 513, BStBl II 2014, 73, zur Vermietung im Umfang des dem Mieter
nicht zustehenden Miteigentumsanteils).


31 Darüber hinaus besteht kein Widerspruch zum BFH-Urteil vom 23. September 2009 XI R 14/08 (BFHE 227, 218,
BStBl II 2010, 243), da dort die Unternehmereigenschaft der Gemeinschaft nicht entscheidungserheblich war.
Schließlich liegt auch keine Divergenz zu dem ein summarisches Verfahren betreffenden BFH-Beschluss vom
1. September 2010 XI S 6/10 (BFH/NV 2010, 2140; vgl. zur fehlenden Abweichung von Beschlüssen, die im Verfahren
zur Aussetzung der Vollziehung ergangen sind, BFH-Urteil vom 22. April 2008 VII R 21/07, BFHE 220, 319, BStBl II
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2008, 735, unter II.2.) vor.


32 b) Im Streitfall hatten der Kläger und die übrigen Erfinder gemeinsam eine Erfindung gemacht, so dass ihnen gemäß
§ 6 Satz 2 des Patentgesetzes das Recht auf das Patent gemeinschaftlich zustand. Eine Erfindergemeinschaft kann
als Bruchteilsgemeinschaft nach §§ 741 ff. BGB oder als Gesamthandsgemeinschaft (GbR) gemäß §§ 705 ff. BGB
bestehen. Haben die Beteiligten keine besondere Vereinbarung getroffen, stehen die Beteiligten aufgrund der bloßen
Tatsache der gemeinsamen erfinderischen Tätigkeit in einem Gemeinschaftsverhältnis nach §§ 741 ff. BGB (BGH-
Urteil vom 17. Oktober 2000 X ZR 223/98, Neue Juristische Wochenschrift-Rechtsprechungs-Report Zivilrecht 2001,
477, unter 2.a).


33 Mangels gesonderter Vereinbarungen und insbesondere im Hinblick auf die unterbliebene Bildung eines
Gesamthandvermögens ist im Streitfall von einer Bruchteilsgemeinschaft auszugehen. Daher ist der Kläger als
Gemeinschafter Unternehmer und Steuerschuldner entsprechend seinem Anteil (zur bloßen Vermutung gleicher
Anteile vgl. § 742 BGB). Dass die Erfinder sich zu ergänzenden Tätigkeiten, die als Nebenleistungen anzusehen sind,
verpflichtet hatten, steht dem nicht entgegen.


34 c) Die fehlende Durchführung eines Verfahrens nach § 1 Abs. 2 der VO zu § 180 Abs. 2 AO steht der
Steuerschuldnerschaft des Klägers nicht entgegen, da dieses Verfahren nicht zwingend durchzuführen ist (vgl. § 1
Abs. 1 der VO). Im Übrigen muss die Finanzbehörde zwar nach § 4 der VO über die Durchführung eines
Feststellungsverfahrens nach pflichtgemäßem Ermessen entscheiden. Gleichwohl ist das Feststellungsverfahren nach
der Rechtsprechung des BFH nicht vorgreiflich, wenn von dessen Durchführung abgesehen wird, und sich
Anhaltspunkte für eine Rechtswidrigkeit dieser Entscheidung weder aus dem Vortrag der Beteiligten noch aus dem
sonstigen Akteninhalt ergeben (BFH-Beschluss vom 5. Oktober 2011 I R 94/10, BFHE 235, 367, BStBl II 2012, 244,
unter II.1.). Hierfür können zudem besondere Umstände wie etwa lange zurückliegende Streitjahre (BFH-Urteil vom
26. Januar 1988 IX R 119/83, BFHE 152, 471, BStBl II 1988, 577, unter II.1.), wie sie auch im Streitfall vorliegen, oder
die Berücksichtigung feststellungsfähiger Umsätze in der eigenen Steuererklärung des Feststellungsbeteiligten
sprechen. Darüber hinaus bestehen im Streitfall in Bezug auf Zuordnung der Besteuerungsgrundlagen bei den
einzelnen Beteiligten keine Unklarheiten.


35 d) Auf die Überlegungen des FG zur Anwendung von §§ 420, 432 BGB, die zudem im Widerspruch zur neueren BGH-
Rechtsprechung stehen (vgl. BGH-Urteil in NJW 2005, 3781, unter II.3.), kommt es demgegenüber nicht an.


36 2. Die Leistungen des Klägers unterliegen nicht dem ermäßigten Steuersatz.


37 a) Nach § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. c UStG ermäßigt sich die Steuer auf 7 % für die Einräumung, Übertragung und
Wahrnehmung von Rechten, die sich aus dem Urheberrechtsgesetz (UrhG) ergeben. Nach § 1 UrhG genießen die
Urheber von Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst für ihre Werke Schutz nach Maßgabe dieses Gesetzes. Zu
den geschützten Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst gehören nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 UrhG Darstellungen
wissenschaftlicher oder technischer Art, wie Zeichnungen, Pläne, Karten, Skizzen, Tabellen und plastische
Darstellungen. Werke im Sinne dieses Gesetzes sind nach § 2 Abs. 2 UrhG nur persönliche geistige Schöpfungen.


38 b) Die danach erforderliche persönliche geistige Schöpfung des Urhebers muss in der Darstellung selbst, also in ihrer
Formgestaltung liegen. Dagegen kommt es nicht auf den schöpferischen Gehalt des wissenschaftlichen oder
technischen Inhalts der Darstellung an. Es besteht sonst ein Widerspruch zum Wesen des Urheberrechtsschutzes
und seiner Abgrenzung gegenüber den technischen Schutzrechten. Das wissenschaftliche und technische
Gedankengut eines Werkes ist danach nicht Gegenstand des Urheberrechtsschutzes und kann daher auch nicht zur
Begründung der Schutzfähigkeit von Skizzen, die die technische Lehre wiedergeben, herangezogen werden (BGH-
Urteil vom 15. Dezember 1978 I ZR 26/77, BGHZ 73, 288, unter II.2.).


39 Denn bei einem urheberrechtlichen Schutz der technischen Lehre würde in das Ordnungssystem der technischen
Schutzrechte mit ihren anders gearteten formellen und materiellen Schutzvoraussetzungen und ihrer wesentlich
kürzeren Schutzdauer eingegriffen. Das technische Gedankengut eines Werkes kann somit nicht Gegenstand des
Urheberrechtsschutzes sein und kann daher auch nicht zur Begründung der Schutzfähigkeit von Schriftwerken, die
die technische Lehre enthalten, herangezogen werden. Die Urheberrechtsschutzfähigkeit solcher Schriftwerke kann
ihre Grundlage allein in der Form der Darstellung finden (BGH-Urteil vom 29. März 1984 I ZR 32/82, NJW 1985, 1631,
unter II.2.a).


40 c) Danach kommt ein Urheberrechtsschutz für die der KG lizensierten Rechte nicht in Betracht, wie das FG im
Ergebnis zutreffend entschieden hat. Es reicht entgegen der Auffassung des Klägers nicht aus, dass der KG von den
Erfindern ausgearbeitete wissenschaftliche und technische Darstellungen übergeben wurden.


41 d) Bestätigt wird dies durch eine richtlinienkonforme Auslegung entsprechend Art. 98 Abs. 2 i.V.m. Anhang III Nr. 9
MwStSystRL (zuvor: Art. 12 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern i.V.m. Anhang H Kategorie 8). Danach können die
Mitgliedstaaten eine Steuersatzermäßigung auf Dienstleistungen von Schriftstellern, Komponisten und ausübenden
Künstlern sowie die diesen geschuldeten urheberrechtlichen Vergütungen anwenden. Es ist nicht ersichtlich, dass der
Kläger als Schriftsteller, Komponist oder ausübender Künstler tätig geworden wäre.
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42 e) Abweichendes ergibt sich nicht aus der vom Kläger angeführten Senatsrechtsprechung zu urheberrechtlich
geschützten Computerprogrammen (BFH-Urteil vom 25. November 2004 V R 25/04, BFHE 208, 479, BStBl II 2005,
419). Denn diese bezieht sich auf in § 69c UrhG ausdrücklich genannte Rechte, bei denen die Grundsätze der BGH-
Rechtsprechung zur Abgrenzung zu technischen Schutzrechten ohne Bedeutung sind.


43 3. Das FA war auch zu einer Änderung der Steuerbescheide aufgrund der nach § 169 Abs. 2 Satz 2 AO wegen
Steuerhinterziehung verlängerten Festsetzungsfrist berechtigt.


44 a) Nach § 370 Abs. 1 AO wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer den
Finanzbehörden oder anderen Behörden über steuerlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige
Angaben macht (Nr. 1), die Finanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt
(Nr. 2) oder pflichtwidrig die Verwendung von Steuerzeichen oder Steuerstemplern unterlässt (Nr. 3) und dadurch
Steuern verkürzt oder für sich oder einen anderen nicht gerechtfertigte Steuervorteile erlangt.


45 b) Im Streitfall sind die Voraussetzungen von § 370 Abs. 1 Nr. 1 wie auch nach Nr. 2 AO erfüllt.


46 aa) Es liegt eine objektive Steuerverkürzung vor, da der Kläger die von ihm erbrachten Leistungen nur nach Maßgabe
des ermäßigten Steuersatzes anstelle des Regelsteuersatzes versteuert hat.


47 bb) Der Kläger hat auch unvollständige Angaben gemacht.


48 Nach der zu § 370 Abs. 1 Nr. 1 AO ergangenen Rechtsprechung des BGH (BGH-Urteil vom 10. November
1999  5 StR 221/99, Zeitschrift für Wirtschaft, Steuer, Strafrecht --wistra-- 2000, 137) besteht eine Offenbarungspflicht
für Sachverhaltselemente, deren rechtliche Relevanz objektiv zweifelhaft ist. Dies ist insbesondere dann der Fall,
wenn die von dem Steuerpflichtigen vertretene Auffassung über die Auslegung von Rechtsbegriffen oder die
Subsumtion bestimmter Tatsachen von der Rechtsprechung, Richtlinien der Finanzverwaltung oder der regelmäßigen
Veranlagungspraxis abweicht. So ist es auch im Streitfall, in dem die Anwendung des UrhG nach der in allen
Streitjahren bereits bekannten Rechtsprechung des BGH nicht in Betracht kommt, so dass ebenso die Anwendung
von § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. d UStG ausscheidet. Dies gilt jedenfalls dann, wenn dem Unternehmer zudem bekannt
ist, dass sein Vertragspartner seine Leistungen als dem Regelsteuersatz unterliegend ansieht und hierüber mit
Gutschriften abrechnet, denen der leistende Unternehmer nicht widerspricht.


49 Bei dieser Sachlage ist außerdem § 370 Abs. 1 Nr. 2 AO erfüllt, da den Unternehmer hier als Empfänger von
Gutschriften mit dem Regelsteuersatz eine besondere Verpflichtung zur Aufklärung über steuerlich erhebliche
Tatsachen trifft (vgl. hierzu BGH-Beschluss vom 23. August 2017  1 StR 173/17, wistra 2018, 130). Dies galt für den
Kläger ergänzend auch in seiner Eigenschaft als Teilhaber einer Gemeinschaft nach Bruchteilen und der sich hieraus
nach § 34 Abs. 2 Satz 1 AO ergebenden Rechtsstellung (vgl. hierzu Ransiek in: Kohlmann, Steuerstrafrecht, § 370
AO Rz 293; Jäger, in Klein, AO, 14. Aufl. 2018, § 370 Rz 62a).


50 cc) Der Kläger handelte auch mit zumindest bedingtem Vorsatz und nicht nur leichtfertig.


51 (1) Für eine Strafbarkeit wegen Steuerhinterziehung gemäß § 370 AO bedarf es keiner Absicht oder eines direkten
Hinterziehungsvorsatzes; es genügt, dass der Täter die Verwirklichung der Merkmale des gesetzlichen Tatbestandes
für möglich hält und billigend in Kauf nimmt. Nicht ausreichend ist eine nur leichtfertige Steuerhinterziehung i.S. von
§ 378 AO, bei der der Steuerpflichtige nur die Sorgfalt außer Acht lässt, zu der er nach den besonderen Umständen
des Einzelfalls und seinen persönlichen Fähigkeiten und Kenntnissen verpflichtet und imstande ist, obwohl sich ihm
aufdrängen musste, dass dadurch eine Steuerverkürzung eintreten wird (BGH-Urteil vom 16. Dezember
2009  1 StR 491/09, Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2010, 866, unter II.c und III.; zur Leichtfertigkeit vgl.
auch BFH-Urteil vom 24. Juli 2014 V R 44/13, BFHE 246, 207, BStBl II 2014, 955). In Abgrenzung zur bloßen
Leichtfertigkeit oder Fahrlässigkeit ist daher von einem bedingten Vorsatz auszugehen, wenn der Täter mit der
Möglichkeit der Tatbestandsverwirklichung ernsthaft rechnet und den Erfolg in Kauf nimmt (Ransiek, in Kohlmann,
Steuerstrafrecht, § 370 AO Rz 610; ebenso Hellmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 370 AO Rz 223 f.).


52 (2) Danach liegt im Streitfall zumindest bedingter Vorsatz vor, da der Kläger erkannt hat, dass die Gutschriften der KG
nach dem Regelsteuersatz zutreffend sein können und er es mit der Abgabe von Steuererklärungen auf der
Grundlage des ermäßigten Steuersatzes billigend in Kauf genommen hat, dass es in Bezug auf die Besteuerung beim
Leistenden zu einer Steuerverkürzung kommt. Er hat auch nicht den Gutschriften widersprochen, was auf der
Grundlage seiner Steuererklärungen naheliegend, wenn nicht sogar erforderlich gewesen wäre.


53 dd) Es liegt kein vorsatzausschließender Tatbestandsirrtum vor. Der Kläger hat sich selbst, nicht aber die
Bruchteilsgemeinschaft bei der Abgabe seiner Steuererklärungen als Unternehmer angesehen. In Bezug auf die
objektiv bestehende Steuerrechtslage (s. oben II.1.a cc) fehlt es damit bereits dem Grunde nach an einem Irrtum. Ein
Irrtum des Klägers bestand somit nur in Bezug auf die Bedeutung der früheren, jetzt aber aufgegebenen
Rechtsprechung des erkennenden Senats. Insoweit liegt aber kein schutzwürdiges Vertrauen des Klägers vor, wie
sich insbesondere aus den Wertungen des § 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO ergibt. Danach darf zwar bei der Aufhebung
oder Änderung eines Steuerbescheides nicht berücksichtigt werden, dass sich die Rechtsprechung eines obersten
Gerichtshofs des Bundes geändert hat, die bei der bisherigen Steuerfestsetzung von der Finanzbehörde angewandt
worden ist. Hieran fehlt es jedoch vorliegend, da die frühere, jetzt aufgegebene Rechtsprechung gerade nicht zu einer
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Steuerschuldnerschaft des Klägers führte und diese Rechtsprechung somit auch nicht vom FA bei den bisherigen
Steuerfestsetzungen gegenüber dem Kläger angewendet worden sein konnte.


54 Der erkennende Senat berücksichtigt dabei auch, dass der Kläger sogar auf ein Entfallen der Besteuerung bei der
Bruchteilsgemeinschaft, die das Finanzamt S als GbR angesehen hatte, selbst hingewirkt hat. Er kann daher
ausdrücklich offenlassen, wie zu entscheiden wäre, wenn der Kläger --anders als im Streitfall-- entsprechend der
früheren, jetzt aber aufgegebenen Rechtsprechung von Anfang an die Bruchteilsgemeinschaft als Unternehmer und
Steuerschuldner angesehen hätte. Für diese, im Streitfall nicht gegebene Fallkonstellation könnten die Wertungen des
§ 176 AO dann der Annahme einer Steuerhinterziehung i.S. von § 370 AO entgegenstehen.


55 4. Schließlich hat das FG auch zutreffend die Korrekturgrundlage nach § 173 AO bejaht.


56 5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 5/19 vom 6.2.2019
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FINANZGERICHT HAMBURG 
 
Az.: 2 V 112/18 
Beschluss des Senats vom 31.01.2019 
 
Rechtskraft: vorläufig rechtskräftig 
Normen: EStG § 6 Abs. 1 Nr. 3, FGO § 69 Abs. 3 
 
Leitsatz: Im Rahmen der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes bestehen ernst-
hafte Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit eines Zinssatzes von 5,5 % für die Ab-
zinsung von Verbindlichkeiten gem. § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG. In einer anhaltenden 
Niedrigzinsphase hat dieser typisierende Zinssatz den Bezug zum langfristigen 
Marktzinsniveau verloren. 
Überschrift: AO - Abgabenordnung: Verfassungsrechtliche Zweifel am Zinssatz 
von 5,5 % für die Abzinsung von Verbindlichkeiten 
 
 
Gründe: 


 


I. 


 
Streitig ist die Abzinsung von Verbindlichkeiten aus den Jahren 2013 und 2015, 
den Streitjahren. 
 
Die Antragstellerin ist eine GmbH (C). Sie betreibt den In- und Export und Handel 
von Orientteppichen. Sie ermittelt ihren Gewinn durch Vermögensvergleich. Unter 
dem … 2001 schloss sie mit der pakistanischen Firma A (…, B) folgende Verein-
barung: 


1. Die Firma A liefert Teppiche zum Verkauf an die Firma C. 
2. Die Firma C erhält für den Verkauf der gelieferten Teppiche 7% Kommissi-


on vom Umsatz. Die Transportkosten aus dem Ausgangsland bis zum La-
ger der Firma C übernimmt die Firma A. 


3. Gewöhnlich werden die Teppiche aus dem Lager heraus an die Kunden 
verkauft. Die Kunden kaufen die Teppiche unter der Bedingung des Lagers 
oder unter der Bedingung ihrer Firma. Die Firma C ist verpflichtet, die 
Transportkosten dem Kaufpreis zuzufügen. In diesem Falle werden die 
Transportkosten mit dem Kaufpreis verrechnet. 


4. Die Firma C ist verpflichtet, den Kaufpreis nach dem aktuellen Marktpreis 
zu berechnen. Wenn die Marktpreise nicht rentabel sein sollten, ist dies der 
Firma A mitzuteilen und ihr Einverständnis zum Verkauf einzuholen. 


5. Wenn die Kunden die Zahlung verzögern oder gar nicht zahlen, ist die Fir-
ma C verpflichtet, den Kaufbetrag nebst Kosten laufend einzufordern. Falls 
die Forderungen nicht wirken, soll sie durch einen Rechtsanwalt gesetzliche 
und gerichtliche Wege in Betracht ziehen. Die Firma A hat das Recht, sämt-
liche Unterlagen des Streites zur Ansicht zu erhalten, wenn sie sie anfor-
dert. Freilich werden die Kosten zu gleichen Anteilen von den Firma C und 
A getragen. Es ist zu erwähnen, dass die Firma C Kommission von dem er-
haltenen Zahlungsbetrag bekommt. 


6. Die Firma C ist verpflichtet, die Verkaufsbeträge nach Anweisung der Firma 
A zu jeder Zeit ihrer Bestimmung nach, auf das Konto der erwähnten Per-
sonen, Firmen zu überweisen. 
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Auf der Grundlage dieser Vereinbarung wickelte die Antragstellerin in der Folge-
zeit den Handel mit der Firma A ab. In den Rechnungen der Antragstellerin an ihre 
Kunden, die auf ihrem Geschäftspapier gefertigt wurden, heißt es im Rubrum: „Wir 
verkaufen an Sie im Namen und für Rechnung des Abladers“. 
 
Die Antragstellerin buchte auf einem „Verrechnungskonto Ablader“ die eingehen-
den Kauferlöse, ihre Provisionen, die auftragsgemäß ausgeführten Zahlungen an 
Dritte sowie Verbindlichkeiten als bilanzielle Gegenpositionen zu den Forderungen 
in Höhe der jeweils ausgestellten Rechnungen. Am 7. Dezember 2015 vereinbarte 
die Antragstellerin mit der Firma A, dass deren Verrechnungskonto ab 1. Januar 
2016 mit 3 % per anno verzinst werden sollte. 
 
Nach einer Außenprüfung für die Streitjahre erließ der Antragsgegner unter dem 
12. Dezember 2017 geänderte Körperschaft- und Gewerbesteuermessbescheide, 
mit denen die Verbindlichkeiten auf dem Abladerkonto mit einer Laufzeit von mehr 
als 12 Monaten abgezinst wurden. Dabei wurde der am Jahresende verbleibende 
Saldo auf dem Verrechnungskonto um die im jeweiligen Jahr hinzugekommenen 
Verbindlichkeiten bereinigt und mit einem Faktor von 0,503 abgezinst.  
Im Einzelnen ergab sich folgende Berechnung: 
… 
 
Dies führte zu folgenden Mehr- und Mindergewinnen: 
2013    x.xxx.xxx € 
2014  ./. xxx.xxx € 
2015      xxx.xxx €. 
 
Hiergegen richteten sich die Einsprüche vom 29. Dezember 2017. Zugleich bean-
tragte die Antragstellerin Aussetzung der Vollziehung (AdV), die der Antragsgeg-
ner unter dem 15. Januar 2018 ablehnte. Der hiergegen gerichtete Einspruch blieb 
ebenso erfolglos wie ein neuerlicher AdV-Antrag vom 12. März 2018.  
 
Am 22. Juni 2018 hat die Antragstellerin um vorläufigen Rechtsschutz bei Gericht 
nachgesucht. 
 
Die Verbindlichkeiten auf dem Verrechnungskonto des Abladers stellten keine 
langfristigen Verbindlichkeiten dar. Das Geld werde nur provisorisch (treuhände-
risch) für den Ablader verwaltet. Dieser belasse es auf dem Verrechnungskonto 
für Einkäufe, den Ausgleich von Verbindlichkeiten gegenüber internationalen Han-
delspartnern, Verrechnungen und andere Zahlungen. Sobald der Ablader sein 
Geld einfordere, sei es unverzüglich auszuzahlen. Hintergrund für diese Abspra-
chen seien die Einschränkungen im internationalen Zahlungsverkehr, denen der 
Ablader in Pakistan unterliege. 
 
Mit dem Eingang der Zahlung bei ihr, der Antragstellerin, entstehe eine Verbind-
lichkeit auf Herausgabe des Erlangten gem. § 384 Abs. 1 des Handelsgesetzbu-
ches (HGB), die sofort fällig sei. Der eingehende Kaufpreis sei das Surrogat für 
den Verkauf der Kommissionsware und damit dem Ablader zustehendes Fremd-
geld. Zwar hätten die Vertragsparteien auf eine Separierung der Fremdgelder ver-
zichtet, gleichwohl sei sie, die Antragstellerin, dem jederzeitigen Herausgabean-
spruch des Abladers ausgesetzt und sei das Kapital dementsprechend ihrer freien 
wirtschaftlichen Nutzung entzogen. 
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Der Antrag sei überdies selbst dann begründet, wenn von langfristigen Verbind-
lichkeiten ausgegangen werde. Denn in diesem Fall sei die Restlaufzeit der Ver-
bindlichkeiten unter Berücksichtigung der Abrede über die Verzinsung des Ver-
rechnungskontos vom 17. Dezember 2015 zu berechnen. Danach sei eine Rest-
laufzeit vom jeweiligen Bilanzstichtag bis zum Beginn der Verzinsung ab 1. Januar 
2016 zugrunde zu legen. Dies führe im Ergebnis lediglich zu Mehrsteuern von 
xx.xxx €, die aber durch eine bereits geleistete Abschlusszahlung von xx.xxx € 
ausgeglichen seien. 
 
Die Antragstellerin beantragt, 


die Vollziehung der Bescheide vom 12. Dezember 2017 für 2013 und 2015 
über Körperschaftsteuer in Höhe von xxx.xxx € (2013) und xx.xxx € (2015) 
sowie über den Gewerbesteuermessbetrag in Höhe von xx.xxx € (2013) 
und x.xxx € (2015) ohne Sicherheitsleistung auszusetzen,  
 
sowie die insoweit verwirkten Säumniszuschläge bis zum Ergehen der ge-
richtlichen Entscheidung über den Aussetzungsantrag aufzuheben. 


 
der Antragsgegner beantragt,  


den Antrag abzulehnen. 
 
Die Antragstellerin sei nicht als Vermittlerin tätig gewesen. Dem Kunden sei die 
Identität des Abladers unbekannt gewesen, der Kaufpreis sei ausschließlich an die 
Antragstellerin gezahlt worden und diese sei auch Ansprechpartner für eventuelle 
Reklamationen gewesen. Zudem habe sie bei streitigen Auseinandersetzungen 
mit Kunden die Hälfte der entstehenden Kosten zu tragen gehabt und habe damit 
ein eigenes unternehmerisches Risiko getragen. Folglich sei im Zeitpunkt des Wa-
renverkaufs eine Forderung gegen den Kunden und eine Verbindlichkeit gegen-
über dem Ablader, dem Kommittenten, zu erfassen.  
 
Es habe auch kein Treuhandverhältnis bestanden, weil offengelegt worden sei, 
dass eine andere Person im Innenverhältnis beteiligt sei. Zudem habe auch bei 
Annahme eines Treuhandverhältnisses die Pflicht zur Bilanzierung der Verbind-
lichkeiten bestanden, da dem Treugeber nicht nur das Treugut, sondern auch die 
daraus resultierenden Einkünfte zugerechnet würden. 
 
Die Abzinsungsbeträge seien auch der Höhe nach zutreffend ermittelt worden. Die 
Vereinbarung einer Verzinsung des Verrechnungskontos ab dem 1. Januar 2016 
entfalte keine Rückwirkung, vielmehr seien die langfristigen Verbindlichkeiten bis 
zum Eintritt des späteren Ereignisses als unverzinslich zu behandeln. 
 
Die die Antragstellerin betreffenden Steuerakten nebst Betriebsprüfungsakten ha-
ben vorgelegen. 
 


II. 


 
Der zulässige Antrag hat in der Sache Erfolg. 
 
1.) Gemäß § 69 Abs. 3 i. V. m. Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO) kann 
das Gericht Aussetzung der Vollziehung gewähren, wenn ernstliche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit des angefochtenen Verwaltungsaktes bestehen. Dies ist dann der 
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Fall, wenn eine summarische Prüfung ergibt, dass neben der für die Rechtmäßig-
keit sprechenden Umstände gewichtige gegen die Rechtmäßigkeit sprechende 
Umstände zu Tage treten, die Unentschiedenheit oder Unsicherheit in der Beurtei-
lung der Rechtsfragen oder Unklarheit in der Beurteilung der Tatfragen auslösen 
(ständige Rechtsprechung; Nachweise bei Seer in Tipke/ Kruse, AO/ FGO § 69 
FGO, Rn 89). Dabei muss der Erfolg nicht wahrscheinlicher sein als der Misserfolg 
(z.B. Bundesfinanzhof (BFH)-Beschluss vom 21. Dezember 1993 VIII B 107/93, 
BStBl II 1994, 300). In dem Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes als summa-
rischem Verfahren entscheidet das Gericht nur auf der Basis der ihm vorliegenden 
Unterlagen, d.h. nach Aktenlage und aufgrund von präsenten Beweismitteln. Da-
bei haben die Beteiligten die entscheidungserheblichen Tatsachen glaubhaft zu 
machen, § 155 FGO i. V. m. §§ 920 Abs. 2, 294 Abs. 1 der Zivilprozessordnung. 
Es ist Sache der Beteiligten, die entscheidungserheblichen Tatsachen darzulegen 
und glaubhaft zu machen, soweit ihre Mitwirkungspflicht reicht (BFH-Beschluss 
vom 20. März 2002 IX S 27/00, BFH/NV 2002, 809 m. w. N.). Wie im Hauptsache-
verfahren gelten auch im Verfahren nach § 69 Abs. 3 FGO grundsätzlich die Re-
geln über die objektive Feststellungslast (BFH-Beschluss vom 26. August 2004 
V B 243/03, BFH/NV 2005, 255). 
 
2.) Nach diesen Maßstäben ist Aussetzung der Vollziehung zu gewähren. Bei 
der im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes gebotenen summarischen Prü-
fung unter Berücksichtigung der präsenten Beweismittel ist zwar davon auszuge-
hen, dass der Antragsgegner die Verbindlichkeiten auf dem Verrechnungskonto zu 
Recht in dem in Rede stehenden Umfang als langfristige Verbindlichkeiten ange-
sehen hat (a). Es bestehen aber Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Abzinsung mit 
Blick auf den typisierenden Zinssatz von 5,5 % (b). 
 
a) Die Antragstellerin ermittelte ihren Gewinn durch Vermögensvergleich (§ 4 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes - EStG). Gemäß § 5 Abs. 1 EStG muss sie 
das Betriebsvermögen ansetzen, das sich nach den handelsrechtlichen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung ergibt. Dabei sind die steuerrechtlichen Vor-
schriften über die Bewertung von Wirtschaftsgütern zu befolgen (§ 5 Abs. 6 EStG); 
sie gehen insoweit den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung vor. 
 
aa) Nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG sind Verbindlichkeiten unter sinngemäßer An-
wendung des § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG anzusetzen und mit einem Zinssatz von 5,5 % 
abzuzinsen. Ausgenommen von der Abzinsung sind Verbindlichkeiten, deren 
Laufzeit am Bilanzstichtag weniger als zwölf Monate beträgt, und Verbindlichkei-
ten, die verzinslich sind oder auf einer Anzahlung oder Vorauszahlung beruhen 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 EStG). Im Streitfall dürfte keiner der Ausnahmetatbestän-
de des § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 EStG erfüllt sein, sodass das in § 6 Abs. 1 Nr. 3 
EStG normierte Abzinsungsgebot anzuwenden ist.  
 
Die Antragstellerin hat die auf dem Verrechnungskonto gebuchten Beträge zu 
Recht als eigene Verbindlichkeiten erfasst. Bei dem „Verrechnungskonto Ablader“ 
handelte es sich nicht um ein Treuhandkonto und wurde als solches auch nicht 
von der Antragstellerin geführt. Zwischen ihr und der Firma A war ersichtlich kein 
Treuhandverhältnis vereinbart. Die eingehenden Beträge sind entsprechend der 
Übereinkunft der Vertragsparteien auch nicht separat erfasst, sondern die Saldo-
beträge als Verbindlichkeiten bilanziert worden. Vor diesem Hintergrund, dass es 
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sich der Sache nach um Verbindlichkeiten gegenüber der Firma A handelte, ist 
auch die Vereinbarung über eine Verzinsung der auf dem Verrechnungskonto ste-
hen gelassenen Beträge ab dem 1. Januar 2016 getroffen worden.  
 
Dagegen dürften die Voraussetzungen eines Kommissionsgeschäfts i. S. von 
§ 383 Abs. 1 des HGB erfüllt sein. Danach ist Kommissionär, wer es gewerbsmä-
ßig übernimmt, Waren für Rechnung eines anderen (des Kommittenten) im eige-
nen Namen zu verkaufen. Im Streitfall hat die Antragstellerin auf der Grundlage 
der Vereinbarung vom … 2001 im eigenen Namen die Waren an Drittabnehmer 
veräußert. Ausweislich ihrer Rechnungen ist sie unter ihrer Firma aufgetreten, sie 
hat sich das (verlängerte) Eigentum an der Ware vorbehalten. Dass in den Rech-
nungen der Hinweis enthalten ist, dass im Namen und für Rechnung des Abladers 
verkauft werde, ändert daran nichts. Allein die Nennung des Namens des Auftrag-
gebers lässt noch nicht den Schluss zu, dass der Kommissionär nicht als Kom-
missionär, also nicht im eigenen Namen abschließen will (vgl. Häuser in Münche-
ner Kommentar Handelsgesetzbuch, 2. A., § 383 Rn 44; RGZ 56, 297, 300). Ge-
rade der unspezifische Begriff „Ablader“ lässt erkennbar nicht den Schluss zu, 
dass die Antragstellerin im fremden Namen handeln wollte (ebenso bereits RGZ 
56, 297 zum Kommissionsgeschäft „für Rechnung eines Konsortiums“).  
 
Der Kommissionär wird bei der Verkaufskommission Inhaber der Forderung aus 
dem Ausführungsgeschäft, während der Kommittent Forderungen erst nach Abtre-
tung geltend machen kann. Ein Guthaben auf dem Girokonto des Kommissionärs, 
das durch Einzahlung oder Überweisung zum Zwecke der Erfüllung einer Forde-
rung aus dem Kommissionsausführungsgeschäft entstanden ist, ist gleichsam der 
Einziehungserlös, aber keine unter § 392 Abs. 2 HGB fallende Forderung des 
Kommittenten. Der Antragsgegner hat somit zu Recht den jeweils zum 31. De-
zember auf dem Verrechnungskonto verbliebenen Betrag als Verbindlichkeit der 
Antragstellerin gegenüber dem Kommittenten A angesehen. 
 
bb) Bei den streitigen, länger als 12 Monate auf dem Verrechnungskonto ge-
führten Verbindlichkeiten handelt es sich um langfristige i. S. von § 6 Abs. 1 Nr. 3 
EStG. Insbesondere spricht gegen diese Annahme nicht der Umstand, dass keine 
konkrete Absprache über den Zeitpunkt der Auskehrung der Beträge getroffen 
wurde und sie jederzeit abrufbar waren. Nach der Rechtsprechung des BFH unter-
fallen Darlehen mit unbestimmter Laufzeit nicht der Regelung in § 6 Abs. 1 Nr. 3 
Satz 2 EStG (BFH-Urteil vom 6. Oktober 2009 I R 4/08, BStBl II 2010, 177; eben-
so z.B. Kulosa in Schmidt, EStG, 37. Aufl., § 6 Rn 460; wohl auch Prinz, DStR 
2000, 661, 668; Bundesministerium der Finanzen -BMF- Schreiben vom 26. Mai 
2005, BStBl I 2005, 699, Tz. 6; a. A. van de Loo, DStR 2000, 508, 510; Paus, FR 
2005, 1195, 1198).  
 
Die Abzinsung nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 EStG gründet auf der typisierenden 
Vorstellung, dass eine erst in der Zukunft zu erfüllende Verpflichtung den Schuld-
ner weniger belastet als eine sofortige Leistungspflicht (BFH-Urteile vom 18. Sep-
tember 2018 XI R 30/16, BFH/NV 2019, 38; vom 8. November 2016 I R 35/15, 
BStBl II 2017, 768, vom 13. Juli 2017 VI R 62/15, BStBl II 2018, 15; BFH-
Beschluss vom 6. Oktober 2009 I R 4/08, BStBl II 2010, 177). Sie beruht auf dem 
Faktor "Zeit" und folgt demgemäß dem Grundsatz, dass erst in Zukunft zu erbrin-
gende Zahlungen gegenwärtig mit ihrem Barwert abzubilden sind (z.B. BFH-Urteil 
vom 5. Mai 2011 IV R 32/07, BStBl II 2012, 98 m. w. N.). Mit Blick auf die bewer-
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tungsrechtliche Judikatur wird davon ausgegangen, dass bei unbefristeten Ver-
bindlichkeiten ungeachtet einer formalen Kündigungsmöglichkeit darauf abzuhe-
ben ist, welche Laufzeit sich bei wirtschaftlicher Betrachtung nach den Umständen 
des Falles ergibt (BFH-Urteil vom 22. Februar 1974 III R 5/73, BStBl II 1974, 330; 
vgl. auch BFH-Urteil vom 10. Februar 1982 II R 3/80, BStBl II 1982, 351, 352). Die 
Regelung in § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG lehnt sich inhaltlich an die bewertungsrechtli-
chen Maßstäbe an, wobei sie jedoch im Gegensatz zu § 12 Abs. 3 BewG nicht 
darauf abstellt, dass die Verbindlichkeit zu einem bestimmten Zeitpunkt fällig wird.  
 
Die streitigen Verbindlichkeiten belasten die Antragstellerin danach trotz der theo-
retisch jederzeit möglichen Abrufbarkeit nach den hier bei summarischer Prüfung 
zugrunde zu legenden tatsächlichen Umständen weniger als eine kurzfristige Ver-
bindlichkeit. So weist beispielsweise das Verrechnungskonto Ablader per 31. De-
zember 2012 Zahlungseingänge ab 2004 auf. Ferner bestand über den gesamten 
Streitzeitraum ein Sockelbetrag von durchschnittlich xxxxxxx Euro auf dem Ver-
rechnungskonto, der die Antragstellerin faktisch nicht belastete.  
 
cc) Die abgezinsten Verbindlichkeiten dürften auch hinsichtlich der Laufzeit zu-
treffend berechnet worden sein. Insbesondere lässt sich aus der Vereinbarung 
über die Verzinsung des Guthabens auf dem Verrechnungskonto ab dem 1. Janu-
ar 2016 für die Streitjahre nichts herleiten. Dies führt nicht nachträglich zu einer 
Befristung der bereits aufgelaufenen und bis dahin unverzinslichen Verbindlichkei-
ten.  
 
Nach dem Gesetzeswortlaut ist für die Ausnahme von dem Abzinsungsgebot Vor-
aussetzung, dass eine verzinsliche Verbindlichkeit vorliegt, ohne dass jedoch be-
züglich der Höhe der Verzinsung weitere Anforderungen bestehen (BFH-
Beschluss vom 29. Juni 2009 I B 57/09, BFH/NV 2009, 1804; BMF-Schreiben vom 
26. Mai 2005, BStBl I 2005, 699, Rn 13). Es besteht daher im Ergebnis ein "Wahl-
recht" (Groh, DB 2007, 2275, 2277), eine Verzinsungsabrede mit dem Darlehens-
geber zu treffen, mit der Folge, dass eine Abzinsung des Darlehens nicht zu erfol-
gen hat oder auf eine Verzinsung generell zu verzichten, so dass eine gesetzliche 
Abzinsung vorzunehmen wäre. 
 
Wird, wie im Streitfall, zunächst ein unverzinsliches Darlehen hingegeben und eine 
Verzinsung später vereinbart, so ist nach Ansicht der Rechtsprechung und des 
BMF von einer verzinslichen Verbindlichkeit auszugehen (BFH-Urteil vom 18. Sep-
tember 2018 XI R 30/16, BFH/NV 2019, 69; Finanzgericht Berlin-Brandenburg, 
Urteil vom 9. Juli 2015 10 K 10124/13, EFG 2015, 1820; Beschluss vom 6. Januar 
2009 12 V 12283/07, EFG 2009, 564; BMF-Schreiben vom 26. Mai 2005, BStBl I 
2005, 699, Rn 18; ebenso in Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG/Kiesel, § 6 
EStG Rn 711; Groh, DB 2007, 2275, 2277; Kulosa in Schmidt, EStG, 37. A., § 6 
Rn 461). Die spätere unbedingte Verzinsungsabrede führt zu einer verzinslichen 
Verbindlichkeit i. S. des § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG, die – erst - zum Zeitpunkt des fol-
genden Bilanzstichtages zu berücksichtigen ist (BFH-Urteil vom 18. September 
2018 XI R 30/16, BFH/NV 2019, 69; BFH-Beschluss vom 22. Juli 2013 I B 183/12, 
BFH/NV 2013, 1779, Rn 7, zu dem umgekehrten Fall eines zunächst verzinslichen 
Darlehens, das später durch eine Vereinbarung in ein unverzinsliches Darlehen 
umgewandelt wurde).  
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b) Zweifel an der Rechtmäßigkeit bestehen aber in verfassungsrechtlicher 
Hinsicht insoweit, als in § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 EStG ein typisierender Abzin-
sungssatz von 5,5 % zugrunde gelegt wird.  
 
Rechtsschutz im Wege der Aussetzung der Vollziehung kann nach ständiger 
Rechtsprechung auch bei ernstlichen verfassungsrechtlichen Bedenken gegen 
eine dem angefochtenen Verwaltungsakt zugrunde liegende Rechtsnorm gewährt 
werden (vgl. BFH-Beschlüsse vom 10. Juli 2002 XI B 68/02, BStBl II 2003, 341, 
und vom 5. März 2001 IX B 90/00, BStBl II 2001, 405). An die ernstlichen Zweifel 
hinsichtlich der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Verwaltungsakts sind, wenn 
die Verfassungswidrigkeit von Normen geltend gemacht wird, keine strengeren 
Anforderungen zu stellen als im Fall der fehlerhaften Rechtsanwendung (BFH-
Beschlüsse vom 26. August 2010 I B 49/10, BStBl II 2011, 826; vom 10. Februar 
1984 III R 40/83, BStBl II 1984, 454; s. a. BFH-Beschluss vom 25. April 2018 IX B 
21/18, BStBl II 2018, 415; BVerfG-Beschluss vom 11. Oktober 2010 
2 BvR 1710/10, Rn 23, DStR 2010, 2296). 
 
aa) Ernstliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des typisierenden Abzin-
sungssatzes von 5,5% ergeben sich aus Folgendem: 
 
Seit längerem mehren sich angesichts einer anhaltenden Niedrigzinsphase die 
verfassungsrechtlichen Zweifel an der Höhe der in den Steuergesetzen in 
§ 238 AO, § 6a Abs. 1 Nr. 3a EStG, § 12 Abs. 3; 13 Abs. 3; 14 Abs. 1 und 15 
Abs. 1 des Bewertungsgesetzes (BewG) durchgängig festgelegten Zinssätzen von 
6 % bzw. 5,5 %. Beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) sind hierzu verschie-
dene Verfahren anhängig, und zwar die Verfassungsbeschwerde 2 BvR 2706/17 
gegen das Urteil des BFH vom 13. Juli 2017 (VI R 62/15), betreffend die Abzin-
sung von Angehörigendarlehen; das Verfahren 2 BvL 22/17 auf Vorlage des FG 
Köln (10 K 9777/17), betreffend die Frage, ob der Rechnungszinsfuß von 6 % 
gem. § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG im Streitjahr 2015 gleichheitswidrig ist; die Verfas-
sungsbeschwerden 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17, betreffend die Frage, ob 
der Zinssatz gem. § 238 Abs. 1 AO für Verzinsungsräume ab 2009 bzw. ab 2012 
gleichheitswidrig ist (siehe hierzu auch BMF Schreiben vom 14. Dezember 2018, 
BStBl I 2018, 1393 zur Gewährung von AdV wegen ernstlicher Zweifel an der Ver-
fassungsmäßigkeit der Höhe der Verzinsung nach § 233a AO i. V. m. § 238 Abs. 1 
Satz 1 AO unter Hinweis auf diese Verfassungsbeschwerden).  
 
Der BFH hat mit Beschlüssen vom 25. April 2018 IX B 21/18 (BStBl II 2018, 415) 
und vom 3. September 2018 VIII B 15/18 (BFH/NV 2018, 1279) bezogen auf 
§ 233a AO AdV gewährt wegen „schwerwiegender verfassungsrechtlicher Zwei-
fel“, ob die Zinshöhe von 6 % ab dem Veranlagungszeitraum 2015 bzw. 2012 mit 
dem allgemeinen Gleichheitsgrundsatz vereinbar sei. Der gesetzlich festgelegte 
Zinssatz gemäß § 238 Abs. 1 Satz 1 AO überschreite für den Zeitraum ab 2015 
(bzw. 2012) angesichts der zu dieser Zeit bereits eingetretenen strukturellen und 
nachhaltigen Verfestigung des niedrigen Marktzinsniveaus den angemessenen 
Rahmen der wirtschaftlichen Realität in erheblichem Maße. Das Niedrigzinsniveau 
stelle sich jedenfalls für den Streitzeitraum nicht mehr als vorübergehende, volks-
wirtschaftstypische Erscheinung verbunden mit den typischen zyklischen Zins-
schwankungen dar, sondern sei struktureller und nachhaltiger Natur (vgl. Deut-
sche Bundesbank, Finanzstabilitätsbericht 2014 vom 25. November 2014, S. 8, 
13, 30, 38, 39, 56, die bereits von "seit Jahren anhaltender Niedrigzinsphase" 
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spricht). Der Annahme eines verfestigten Niedrigzinsniveaus könne dabei nicht 
entgegengehalten werden, dass bei Kreditkartenkrediten für private Haushalte 
Zinssätze von rund 14 % oder bei Girokontenüberziehungen Zinssätze von rund 
9  % anfielen (so aber noch BFH-Urteil vom 9. November 2017 III R 10/16, Rn 35 
f.: "Bandbreite von 0,15 % bis 14,70 %"; siehe auch Brand in FS 100 Jahre Steu-
errechtsprechung in Deutschland 1918-2018, Bd. II, S. 289, 303); denn es handele 
sich insoweit um Sonderfaktoren, die nicht als Referenzwerte für ein realitätsge-
rechtes Leitbild geeignet seien. Sachliche Rechtfertigungsgründe für die gesetzli-
che Zinshöhe hat der BFH bei summarischer Prüfung nicht gesehen. Für die Höhe 
des Zinssatzes in § 238 Abs. 1 Satz 1 AO fehle es überhaupt an einer nachvoll-
ziehbaren Begründung (gleicher Ansicht Seer/Klemke, ifst 490 (2013), 43, 45). 
 
Die Verfassungsgemäßheit des Abzinsungszinssatzes für Verbindlichkeiten in Hö-
he von 5,5 % gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG wird vor diesem Hintergrund ebenfalls 
zunehmend in Zweifel gezogen (Hey/Steffen, ifst 511, 126 ff.; Anzinger, DStR 
2016, 1766; Hommel, BB 2007, 1556; Becker/Sandlos, StB 2013, 194; Schindler 
in Kirchhof, EStG, 17. A., § 6 Rn 149; wohl auch Kulosa in Schmidt, EStG, 37. A.; 
§ 6 Rn 454; Kiesel in Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG, § 6 Rn 700). Diese 
ernstlichen Zweifel teilt der beschließende Senat. Sie genügen, um bei Abwägung 
der wechselseitigen Interessen des Steuerpflichtigen und des Fiskus einstweiligen 
Rechtsschutz zu gewähren (vgl. auch BVerfG-Beschluss vom 11. Oktober 2010 
2 BvR 1710/10, Rn 23, DStR 2010, 2296). 
 
Bei Einführung des Abzinsungsgebots mit Steuerentlastungsgesetz 
1999/2000/2002 vom 24. März 1999 ist der Gesetzgeber davon ausgegangen, 
dass unverzinsliche Geldleistungsverpflichtungen bei längerer Laufzeit wirtschaft-
lich weniger belastend sind als marktüblich verzinste Schulden (BT-Drs. 14/23, S. 
171) und hat deshalb eine Abzinsung auf den niedrigeren Teilwert für unverzinsli-
che Verbindlichkeiten mit einer Laufzeit von mehr als zwei Monaten vorgenommen 
(s. a. Groh, DB 2007, 2275, 2276). Dabei hat er einen Zinssatz von 5,5 % als an-
gemessen angesehen und insoweit lediglich auf die Bewertungsregelungen in 
§§ 12 bis 14 BewG verwiesen. Das blieb auch vom BFH über lange Jahre verfas-
sungsrechtlich unbeanstandet (z.B. BFH-Urteil vom 6. Oktober 2009 I R 4/08, 
BStBl II 2010, 177; Beschluss vom 8. Oktober 2014 VIII B 115/13, BFH/NV 2015, 
200 m. w. N.). 
 
Zwischenzeitlich hat dieser typisierte Zinssatz in einer anhaltenden Niedrigzins-
phase, wie vielfach überzeugend dargelegt worden ist, aber keinen Bezug mehr 
zum langfristigen Marktzinsniveau. Dies gilt für den Zinssatz von 6 % gem. § 238 
AO und § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG gleichermaßen wie für den Zinssatz von 5,5 % 
gem. § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG; in beiden Fällen hat die Typisierung bei summari-
scher Prüfung ihre Basis verloren (ebenso Hey/Steffen, ifSt 511, 127). Dies bele-
gen die Abzinsungssätze gem. § 253 Abs. 2 HGB der Deutschen Bundesbank, die 
beispielsweise für den Monat Dezember des Streitjahres 2015 bei 2,02 % (2018 
bei 0,82 %) für Restlaufzeiten von einem Jahr lagen sowie bei 2,74 % (2018 bei 
1,25 %) für Restlaufzeiten von fünf Jahren. Der Leitzins der EZB hat seit fast 10 
Jahren die 1 %-Grenze kaum noch überschritten, seit sechs Jahren liegt er unter 
1 % (vgl. auch Hey, FR 2016, 485). Ein quasi-sicherer Ertrag von 5,5 % lässt sich 
jedenfalls risikolos nicht mehr erzielen (vgl. Becker/Sandlos, StB 2013, 194, so 
auch bereits Hoffmann, GmbHR 1999, 380, 387). Durch die vorgegebene Sollver-
zinsung, die der Steuerpflichtige am Markt nicht erzielen kann, ist er gezwungen, 
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einen nicht realisierten Gewinn auszuweisen. Dies widerspricht aber dem Gebot 
des Gesetzgebers, bei der Passivierung von Verbindlichkeiten realitätsnahe Wert-
ansätze zuzulassen und den Steuerpflichtigen nicht zum Ausweis überhöhter Ge-
winne zu zwingen (vgl. Paus, FR 2005, 83). 
 
Die verfassungsrechtlichen Zweifel werden auch nicht dadurch ausgeräumt, dass 
das Abzinsungsgebot durch Vereinbarung einer Minimalverzinsung umgangen 
werden kann („bis zur Grenze des Missbrauchs“, Groh, DB 2007, 2275, 2277; 
BMF-Schreiben vom 26. Mai 2005, BStBl I 2005, Rn 13; Kulosa in Schmidt, EStG, 
37. A., § 6 Rn 457 und 461). Denn der verfassungsrechtliche Maßstab kann 
grundsätzlich nicht davon abhängen, in welchem Umfang Umgehungsmöglichkei-
ten für die angeordneten Rechtsfolgen bestehen (BVerfG-Beschluss vom 17. No-
vember 2009 1 BvR 2192/05, Rn 78, BFH/NV 2010, 434). Im Übrigen können Dis-
paritäten in der Verhandlungssituation eine noch so geringe Zinsvereinbarung 
ausschließen. Überdies kann auch eine äußerst geringe prozentuale Verzinsung 
bei hohen Darlehensverbindlichkeiten zu einer nennenswerten Belastung führen. 
 
bb) Dies alles rechtfertigt es, die angegriffenen Bescheide von der Vollziehung 
auszusetzen. Allerdings setzt nach - bisheriger - ständiger Rechtsprechung eine 
Aussetzung der Vollziehung, die mit ernstlichen Zweifeln an der Verfassungsmä-
ßigkeit einer dem angefochtenen Steuerbescheid zugrunde liegenden Gesetzes-
vorschrift begründet wird, voraus, dass nach den Umständen des Einzelfalles ein 
besonderes berechtigtes Interesse des Antragstellers an der Gewährung vorläufi-
gen Rechtsschutzes besteht, dem der Vorrang vor dem öffentlichen Interesse am 
Vollzug des Gesetzes zukommt (vgl. z.B. BFH-Beschlüsse vom 21. November 
2013 II B 46/13, BStBl II 2013, 263; vom 9. März 2012 VII B 171/11, BStBl II 2012, 
418; vom 13. März 2012 I B 111/11, BStBl II 2012, 611; Erfordernis eines berech-
tigten Interesses offen gelassen: BFH-Beschlüsse vom 23. August 2007 VI B 
42/07, BStBl II 2007, 799, und vom 25. August 2009 VI B 69/09, BStBl II 2009, 
826). Dieser Rechtsprechung hat das BVerfG im Grundsatz zugestimmt (z.B. 
BVerfG-Beschluss vom 3. April 1992 2 BvR 283/92, BB 1992, 1772), in neueren 
Entscheidungen aber die Frage, ob die Rechtsprechung des BFH (Beschluss vom 
1. April 2010 II B 168/09, 149, BStBl II 2010, 558) in jeder Hinsicht mit Art. 19 Abs. 
4 des Grundgesetzes (GG) vereinbar ist, wegen der fehlenden Entscheidungser-
heblichkeit offen gelassen (BVerfG-Beschlüsse vom 24. Oktober 2011 1 BvR 
1848/11, 1 BvR 2162/11, HFR 2012, 89, und vom 6. Mai 2013 1 BvR 821/13, HFR 
2013, 639). 
 
In der Vergangenheit hat der BFH jedenfalls in verschiedenen Fallgruppen dem 
Aussetzungsinteresse des Steuerpflichtigen den Vorrang vor den öffentlichen Inte-
ressen eingeräumt (vgl. BFH-Beschlüsse vom 25. April 2018 IX B 21/18, BStBl II 
2018, 415; vom 3. September 2018 VIII B 15/18, BFH/NV 2018, 1279; vom 1. April 
2010 II B 168/09, 149, BStBl II 2010, 558 m. w. N.). Dazu zählt auch der Fall, dass 
der BFH die vom Antragsteller als verfassungswidrig angesehene Vorschrift be-
reits dem BVerfG gemäß Art. 100 Abs. 1 GG zur Prüfung der Verfassungsmäßig-
keit vorgelegt hat (vgl. BFH-Beschlüsse vom 1. April 2010 II B 168/09, 149, BStBl 
II 2010, 558, und vom 23. April 2012 III B 187/11, BFH/NV 2012, 1328, jeweils m. 
w. N.; s. a. FG Hamburg, Beschluss vom 11. April 2018, 2 V 20/18, EFG 2018, 
1128).  
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Im Streitfall sind - wie dargestellt - verschiedene Verfahren zur Problematik des 
typisierten Zinssatzes anhängig. Der Umstand, dass das BVerfG die Anhängigkeit 
der Verfassungsbeschwerden 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17 erst unter dem 
17. Mai 2018 (vgl. juris Anhängigkeitsmitteilung) bekannt gemacht hat und über 
die bereits 2014 eingegangene Beschwerde noch nicht entschieden worden ist, 
spricht dafür, dass sich das BVerfG alsbald in der Sache mit der in Rede stehen-
den Problematik befassen wird. Auch wenn bis zu einer Entscheidung des BVerfG 
letztlich ungewiss ist, ob die in Rede stehenden Normen - § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG, § 
238 AO, § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG - für nichtig oder (nur) für mit dem GG unverein-
bar erklärt werden und welche Rechtsfolgen es hieraus ziehen wird, muss das 
erkennende Gericht vorläufigen Rechtsschutz auf der Basis seiner Rechtsauffas-
sung gewähren (vgl. BFH-Beschluss vom 22. Dezember 2003 IX B 177/02, 
BStBl II 2004, 367, m. w. N.). Eine Einschränkung des vorläufigen Rechtsschutzes 
bei Verfassungsverstößen, von denen das Gericht überzeugt ist (vgl. Art. 100 
Abs. 1 GG) bzw. bzgl. derer ernsthafte Zweifel bestehen, gegenüber dem bei 
sonstigen Rechtsverstößen zu gewährenden vorläufigen Rechtsschutz ist dem 
rechtsuchenden Steuerpflichtigen im Hinblick auf seinen Anspruch auf effektiven 
Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4 GG) nicht zuzumuten. Insoweit ist es im Rahmen 
dieses Verfahrens auch nicht streitentscheidend, dass beim BVerfG zu § 6 Abs. 1 
Nr. 3 EStG keine Richtervorlage gemäß Art. 100 Abs. 1 GG anhängig ist, sondern 
„nur“ eine Verfassungsbeschwerde gegen das Urteil des BFH in der Sache VI R 
62/15 (siehe auch BMF Schreiben vom 14. Dezember 2018, BStBl I 2018, 1393 
zur Gewährung von AdV wegen ernstlicher Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit 
der Höhe der Verzinsung nach § 233a AO i. V. m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO unter 
Hinweis auf die Verfassungsbeschwerden 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17 für 
Verzinsungsräume ab 1. April 2012). Mit dem Begehren nach vorläufigem Rechts-
schutz muss der Steuerpflichtige auch in Kauf nehmen, dass bei einer Erfolglosig-
keit des Einspruchs oder der Klage gegen den Steuerbescheid Aussetzungszin-
sen nach § 237 AO anfallen. 
 
Darüber hinaus ist auch ein vorrangiges öffentliches, vornehmlich haushalteri-
sches Interesse am Vollzug des Gesetzes weder von dem Antragsgegner darge-
tan noch erkennbar.  
 
c) Es besteht kein Anlass, die AdV von der Leistung einer Sicherheit abhängig 
zu machen. Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Steueranspruchs bestehen 
nach Aktenlage nicht und sind ebenfalls vom Antragsgegner nicht dargetan wor-
den.  
 
3.) Soweit bis zum Ergehen dieser Entscheidung Säumniszuschläge verwirkt 
worden sind, ist insoweit die Aufhebung der Vollziehung im Umfang der gewährten 
AdV der angegriffenen Steuerbescheide zu gewähren.  
 
Eine Beseitigung der Säumnisfolgen kann nach der Rechtsprechung des BFH im 
Wege der Aufhebung der Vollziehung des Bescheids erreicht werden. Nach § 69 
Abs. 3 Satz 3 FGO kann das Gericht der Hauptsache ganz oder teilweise die Auf-
hebung der Vollziehung anordnen, wenn der Verwaltungsakt im Zeitpunkt der Ent-
scheidung schon vollzogen ist. Diese Vorschrift gestattet es auch, die Vollziehung 
eines Steuerbescheids mit der Folge aufzuheben, dass in der Vergangenheit ent-
standene Säumniszuschläge entfallen (BFH-Beschluss vom 23. Juni 1977 
V B 41/73, BStBl II 1977, 645). Denn die Ausübung von Druck i. S. von § 240 AO 
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ist nur berechtigt, wenn die Vollziehung eines Steuerbescheids ansteht, der ent-
weder nicht angefochten ist oder bzgl. dessen Anfechtung keine ernstlichen Zwei-
fel an seiner Rechtmäßigkeit bestehen, nicht aber dann, wenn der Steuerbescheid 
angefochten wird und - wenn auch ggf. nachträglich - ernstliche Zweifel an seiner 
Rechtmäßigkeit von Anfang an festgestellt werden. Auf diesem Wege kann die 
Verwirkung von Säumniszuschlägen, die kraft Gesetzes erfolgt, rückwirkend - ggf. 
ab dem Zeitpunkt der Fälligkeit der Steuerschuld - aufgehoben werden (BFH-Urteil 
vom 30. März 1993 VII R 37/92, BFH/NV 1994, 4 m. w. N.; Seer in Tipke/Kruse, 
AO/FGO, § 69 FGO Rn 32).  
 
4.)  Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO. 
 
Die Beschwerde wird gem. § 128 Abs. 3 FGO i. V. m. § 115 Abs. 2 FGO zugelas-
sen. 








BUNDESFINANZHOF Beschluss vom 25.4.2018, IX B 21/18


ECLI:DE:BFH:2018:BA.250418.IXB21.18.0


Aussetzung der Vollziehung: Verfassungsmäßigkeit der Höhe von Nachzahlungszinsen i.S. von § 233a i.V.m. § 238 AO -
strukturelles und verfestigtes Niedrigzinsniveau


Leitsätze


Bei der im Aussetzungsverfahren nach § 69 Abs. 3 FGO gebotenen summarischen Prüfung begegnet die in § 238 Abs. 1
Satz 1 AO geregelte Höhe von Nachzahlungszinsen von einhalb Prozent für jeden vollen Monat jedenfalls ab dem
Verzinsungszeitraum 2015 schwerwiegenden verfassungsrechtlichen Zweifeln.


Tenor


Auf die Beschwerde der Antragsteller werden der Beschluss des Finanzgerichts Köln vom 29. Januar 2018  15 V 3279/17
und der ablehnende Bescheid des Antragsgegners vom 19. Dezember 2017 aufgehoben.
Die Vollziehung des Zinsbescheids zur Einkommensteuer 2009 vom 13. November 2017 wird ab Fälligkeit bis einen Monat
nach Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung oder anderweitiger Erledigung des Einspruchsverfahrens ausgesetzt.
Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Antragsgegner zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Antragsteller und Beschwerdeführer (Antragsteller) werden als Eheleute zusammen zur Einkommensteuer
veranlagt. In ihrem Einkommensteuerbescheid für das Jahr 2009 vom 15. Juni 2011 wurde die Einkommensteuer auf
159.139 EUR festgesetzt. Im Anschluss an eine Außenprüfung erließ der Antragsgegner und Beschwerdegegner (das
Finanzamt --FA--) unter dem Datum vom 13. November 2017 einen auf § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der
Abgabenordnung (AO) gestützten geänderten Einkommensteuerbescheid für 2009, in dem es unter Anwendung des
Teileinkünfteverfahrens erstmals einen Veräußerungsgewinn nach § 17 des Einkommensteuergesetzes (EStG) in
Höhe von 4.417.740 EUR der Besteuerung zugrunde legte und eine Einkommensteuer in Höhe von 2.143.939 EUR
festsetzte. Die Zahllast für die Antragsteller betrug 1.984.800 EUR.


2 Für die Veranlagungszeiträume 2013 bis 2015 ergingen korrespondierend zugunsten der Antragsteller geänderte
Einkommensteuerfestsetzungen, in denen zuvor bei den Einkünften aus Kapitalvermögen angesetzte Einnahmen von
8,8 Mio. EUR im Veranlagungszeitraum 2013, von 800.000 EUR im Veranlagungszeitraum 2014 und von
400.000 EUR im Veranlagungszeitraum 2015 nicht mehr berücksichtigt wurden.


3 In dem mit der Steuerfestsetzung 2009 verbundenen Zinsbescheid vom 13. November 2017 setzte das FA unter
Berücksichtigung der zunächst in den Veranlagungszeiträumen 2013 bis 2015 versteuerten Kapitaleinkünfte Zinsen in
Höhe von 240.831 EUR fest.


4
Diese wurden wie folgt berechnet:


Erstattungszinsen


- vom 1. April 2011 bis 16. November 2017


39,5 v.H. x 159.100 EUR (abgerundet) -62.844,50 EUR


Nachzahlungszinsen


- vom 1. April 2015 bis 16. November 2017


15,5 v.H. x 1.746.250 EUR (abgerundet) =


270.668,75 EUR


- vom 1. April 2016 bis 16. November 2017


9,5 v.H. x 318.150 EUR (abgerundet) =


30.224,25 EUR
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- vom 1. April 2017 bis 16. November 2017


3,5 v.H. x 79.500 EUR (abgerundet) =


2.782,50 EUR 303.675,50 EUR


Summe 240.831,00 EUR


5 Die Antragsteller legten sowohl gegen den Einkommensteuer- als auch gegen den Zinsbescheid vom 13. November
2017 Einsprüche ein, über die das FA noch nicht entschieden hat. Sie haben dem Ruhen des Einspruchsverfahrens
gegen die Zinsfestsetzung wegen eines beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) anhängigen Verfahrens
(1 BvR 2237/14) zugestimmt.


6 Mit Schreiben vom 15. Dezember 2017 beantragten die Antragsteller die Aussetzung der Vollziehung (AdV) des
Zinsbescheids zur Einkommensteuer für 2009. Zur Begründung führten sie insbesondere aus, die Höhe der Zinsen
nach § 238 AO von einhalb Prozent für jeden Monat sei verfassungswidrig.


7 Das FA lehnte die AdV mit Schreiben vom 19. Dezember 2017 ab. Mit ihrem hiergegen gerichteten gerichtlichen
Antrag hielten die Antragsteller ihr auf die Zinsen beschränktes Aussetzungsbegehren aufrecht.


8 Das Finanzgericht (FG) lehnte den Antrag ab. Es führte zur Begründung aus, die von den Antragstellern dargelegten
verfassungsrechtlichen Zweifel an dem in § 238 AO geregelten Zinssatz geböten keine AdV. Das öffentliche
Vollzugsinteresse sowie das öffentliche Interesse an einer geordneten Haushaltsführung seien jedenfalls höher zu
gewichten als ein mit Verweis auf anhängige Verfahren begründetes Aussetzungsinteresse.


9 Mit ihrer vom FG zugelassenen Beschwerde, der das FG nicht abgeholfen hat, verfolgen die Antragsteller ihr
Begehren weiter und beantragen,


unter Aufhebung der ablehnenden Entscheidung des Antragsgegners vom 19. Dezember 2017 und des Beschlusses
des FG vom 29. Januar 2018 die Vollziehung des Bescheids über die Zinsen zur Einkommensteuer 2009 vom
13. November 2017 auszusetzen,


und, soweit AdV gewährt wird, die Verwirkung von Säumniszuschlägen bis zum Ergehen der gerichtlichen
Entscheidung über den Aussetzungsantrag aufzuheben.


10 Das FA beantragt,


die Beschwerde zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


II.


11 Die Beschwerde ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur Antragsstattgabe. Die
Vollziehung des Zinsbescheids wird ausgesetzt.


12 1. Nach § 69 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO) ist die Vollziehung eines angefochtenen
Verwaltungsaktes u.a. dann ganz oder teilweise auszusetzen, wenn --worüber im vorliegenden Verfahren allein
gestritten wird-- ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit dieses Verwaltungsaktes bestehen.


13 a) Ernstliche Zweifel liegen vor, wenn bei summarischer Prüfung des angefochtenen Bescheids neben den für seine
Rechtmäßigkeit sprechenden Umständen gewichtige Gründe zutage treten, die Unentschiedenheit oder Unsicherheit
in der Beurteilung von Rechtsfragen oder Unklarheit in der Beurteilung entscheidungserheblicher Tatfragen bewirken
(ständige höchstrichterliche Rechtsprechung, vgl. z.B. Beschluss des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 25. September
2017 IX S 17/17, Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2017, 1118, Rz 20, m.w.N.). Ernstliche Zweifel können
auch verfassungsrechtliche Zweifel an der Gültigkeit einer dem angefochtenen Verwaltungsakt zugrunde liegenden
Norm sein (ständige Rechtsprechung, z.B. BVerfG-Urteil vom 21. Februar 1961  1 BvR 314/60, BVerfGE 12, 180,
BStBl I 1961, 63, unter B.II.; BFH-Beschlüsse vom 5. März 2001 IX B 90/00, BFHE 195, 205, BStBl II 2001, 405; vom
22. Dezember 2003 IX B 177/02, BFHE 204, 39, BStBl II 2004, 367). Hält ein Gericht ein Gesetz, auf dessen
Gültigkeit es bei der Entscheidung ankommt, für verfassungswidrig, so hat es gemäß Art. 100 Abs. 1 Satz 1 des
Grundgesetzes (GG) das Verfahren auszusetzen und die Entscheidung des BVerfG einzuholen. Das dem BVerfG
vorbehaltene Verwerfungsmonopol hat zur Folge, dass das Fachgericht Folgerungen aus der (von ihm
angenommenen) Verfassungswidrigkeit eines formellen Gesetzes im Hauptsacheverfahren erst nach deren
Feststellung durch das BVerfG ziehen darf. Die Fachgerichte sind jedoch durch Art. 100 Abs. 1 GG nicht gehindert,
schon vor der im Hauptsacheverfahren einzuholenden Entscheidung des BVerfG auf der Grundlage ihrer
Rechtsauffassung vorläufigen Rechtsschutz zu gewähren, wenn dies im Interesse eines effektiven Rechtsschutzes
geboten erscheint und die Hauptsacheentscheidung dadurch nicht vorweggenommen wird (vgl. BVerfG-Beschluss
vom 24. Juni 1992  1 BvR 1028/91, BVerfGE 86, 382, unter B.II.2.b; BFH-Beschluss in BFHE 204, 39, BStBl II 2004,
367).
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14 b) Einwendungen gegen die Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen Zinshöhe betreffen die Rechtmäßigkeit der
Zinsfestsetzung und sind damit verfahrensrechtlich gegen diese geltend zu machen (z.B. BFH-Beschluss vom 31. Mai
2017 I R 77/15, BFH/NV 2017, 1409, unter II.2.b, m.w.N.).


15 2. Nach diesen Maßstäben ist die AdV in dem von den Antragstellern beantragten Umfang zu gewähren. Die
angegriffene Zinshöhe in § 233a AO i.V.m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO begegnet durch ihre realitätsferne Bemessung mit
Blick auf den allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG (s. unter a) und das sich aus dem Rechtsstaatsprinzip
des Art. 20 Abs. 3 GG ergebende Übermaßverbot (s. unter b) für den hier in Rede stehenden Zeitraum vom 1. April
2015 bis 16. November 2017 schwerwiegenden verfassungsrechtlichen Zweifeln.


16 a) Es bestehen schwerwiegende verfassungsrechtliche Zweifel, ob die Zinshöhe von einhalb Prozent für jeden Monat
(§ 238 Abs. 1 Satz 1 AO) mit dem allgemeinen Gleichheitssatz vereinbar ist (s.a. Ausarbeitung des
Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestags vom 16. Februar 2017, WD 4 - 3000 - 011/17, S. 11,
m.w.N.).


17 aa) Der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG gebietet, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich
Ungleiches ungleich zu behandeln. Steuergesetze müssen, um für die Massenvorgänge des Wirtschaftslebens
praktikabel zu sein, Sachverhalte, an die sie dieselben steuerrechtlichen Folgen knüpfen, regelmäßig typisieren und
dabei in weitem Umfang die Besonderheiten des einzelnen Falles vernachlässigen. Die wirtschaftlich ungleiche
Wirkung auf die Steuerzahler darf allerdings ein gewisses Maß nicht übersteigen. Vielmehr müssen die steuerlichen
Vorteile der Typisierung im rechten Verhältnis zu der mit der Typisierung notwendig verbundenen Ungleichheit der
steuerlichen Belastung stehen (vgl. z.B. BVerfG-Urteil vom 20. April 2004  1 BvR 1748/99, 1 BvR 905/00, BVerfGE
110, 274; BVerfG-Beschluss vom 15. Januar 2008  1 BvL 2/04, BVerfGE 120, 1, unter C.I.2.a aa). Außerdem darf eine
gesetzliche Typisierung keinen atypischen Fall als Leitbild wählen, sondern muss sich realitätsgerecht am typischen
Fall orientieren (vgl. z.B. BVerfG-Beschlüsse vom 7. Oktober 1969  2 BvR 555/67, BVerfGE 27, 142, und in BVerfGE
120, 1; vom 12. Oktober 2010  1 BvL 12/07, BVerfGE 127, 224; zum Erfordernis der realitätsgerechten Bemessung
des steuerlichen Belastungsgrunds s. zuletzt BVerfG-Urteile vom 10. April 2018  1 BvL 11/14, 1 BvL 12/14,
1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12, juris, unter B.IV.1.c).


18 bb) Der gesetzlich festgelegte Zinssatz gemäß § 238 Abs. 1 Satz 1 AO überschreitet für den hier in Rede stehenden
Zeitraum vom 1. April 2015 bis 16. November 2017 angesichts der zu dieser Zeit bereits eingetretenen strukturellen
und nachhaltigen Verfestigung des niedrigen Marktzinsniveaus den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen
Realität in erheblichem Maße. Das Niedrigzinsniveau stellt sich jedenfalls für den Streitzeitraum nicht mehr als
vorübergehende, volkswirtschaftstypische Erscheinung verbunden mit den typischen zyklischen Zinsschwankungen
dar, sondern ist struktureller und nachhaltiger Natur (vgl. Deutsche Bundesbank, Finanzstabilitätsbericht 2014 vom
25. November 2014, S. 8, 13, 30, 38, 39, 56, die bereits von "seit Jahren anhaltender Niedrigzinsphase" spricht). Der
Annahme eines verfestigten Niedrigzinsniveaus kann dabei nicht entgegengehalten werden, dass bei
Kreditkartenkrediten für private Haushalte Zinssätze von rund 14 v.H. oder bei Girokontenüberziehungen Zinssätze
von rund 9 v.H. anfallen (so aber BFH-Urteil vom 9. November 2017 III R 10/16, BFHE 260, 9, Rz 35 f.: "Bandbreite
von 0,15 % bis 14,70 %"); denn es handelt sich insoweit um Sonderfaktoren, die nicht als Referenzwerte für ein
realitätsgerechtes Leitbild geeignet sind.


19 cc) Eine sachliche Rechtfertigung für die gesetzliche Zinshöhe besteht bei der gebotenen summarischen Prüfung
nicht.


20 (1) Der Gesetzgeber hat bei der Einführung der seit dem Jahr 1961 unveränderten Zinshöhe von einhalb Prozent für
jeden Monat durch § 5 Abs. 1 des Steuersäumnisgesetzes vom 13. Juli 1961 (BGBl I 1961, 981, 994 f.) die
Typisierung des Zinssatzes mit dem Interesse an Praktikabilität und Verwaltungsvereinfachung begründet
(BTDrucks 3/2573, S. 33, zu Art. 11, Allgemeines und wiederholend in BTDrucks 8/1410, S. 13; BTDrucks 11/2157,
S. 194). Solche Erwägungen können allerdings für den Zeitraum vom 1. April 2015 bis 16. November 2017 angesichts
des gänzlich veränderten technischen Umfelds und des Einsatzes moderner Datenverarbeitungstechnik bei einer
Anpassung der Zinshöhe an den jeweiligen Marktzinssatz oder an den Basiszinssatz i.S. des § 247 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs (BGB) nicht mehr tragend sein (s. bereits BFH-Urteil vom 1. Juli 2014 IX R 31/13, BFHE 246, 193, BStBl
II 2014, 925, Rz 16). Dies wird beispielhaft durch Regelungen wie in Art. 13 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. b Doppelbuchst. dd
des Kommunalabgabengesetzes Bayern (KAG BY) bestätigt. Diese von der bayerischen Kommunalverwaltung
--welche in ihrer Größe kaum an die Finanzverwaltung heranreichen dürfte-- anzuwendende Norm ist durch das
Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes vom 11. März 2014 (GVBl, S. 70) mit Wirkung ab dem 1. April
2014 dahingehend geändert worden, dass für den im Anwendungsbereich des KAG BY heranzuziehenden Zinssatz
insoweit nicht mehr § 238 Abs. 1 Satz 1 AO maßgebend ist, sondern die Höhe der Zinsen zwei Prozentpunkte über
dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich beträgt.


21 Dies belegt, dass die Praktikabilität oder die Verwaltungsvereinfachung nicht mehr einen realitätsfernen Zinssatz
rechtfertigen, wenn es bei den Kommunalabgaben eines Bundeslandes für vergleichbare Zinsfestsetzungen möglich
ist, einen realitätsgerechteren Zinssatz als Bezugsgröße zu wählen.


22 (2) Für die Höhe des Zinssatzes in § 238 Abs. 1 Satz 1 AO fehlt es überhaupt an einer nachvollziehbaren Begründung
(gleicher Ansicht Seer/Klemke, ifst-Schrift Nr. 490 (2013), 43, 45).
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23 (3) Auch der Telos der Verzinsung rechtfertigt die gesetzliche Zinshöhe nicht. Der Sinn und Zweck der
Verzinsungspflicht ist es, den Nutzungsvorteil wenigstens z.T. abzuschöpfen, den der Steuerpflichtige dadurch erhält,
dass er während der Dauer der Nichtentrichtung über eine Geldsumme verfügen kann, die nach dem im
angefochtenen Steuerbescheid konkretisierten materiellen Recht "an sich" dem Steuergläubiger zusteht. Dem Ziel
würde Rechnung getragen, wenn für den Steuerpflichtigen zumindest die Möglichkeit besteht, die zu zahlenden
Zinsen durch Anlage der nicht gezahlten Steuerbeträge oder durch die Ersparnis von Aufwendungen auch tatsächlich
zu erzielen. Diese Möglichkeit war aber wegen der strukturellen Niedrigzinsphase im typischen Fall für den hier in
Rede stehenden Zeitraum nahezu ausgeschlossen (vgl. Ortheil, Betriebs-Berater 2015, 675, 676; Ausarbeitung des
Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestags vom 16. Februar 2017, WD 4 - 3000 - 011/17, S. 10: "nicht
realistisch"). Der Zweck der Verzinsung war für den Streitzeitraum nicht oder kaum erreichbar und trägt damit die
realitätsferne Bemessung der Zinshöhe nicht.


24 Ebenso erscheint für den Streitzeitraum ein potentieller Zinsnachteil des Fiskus, der den nicht gezahlten Steuerbetrag
nicht anderweitig nutzen konnte, angesichts des sehr niedrigen und teilweise sogar negative Zinssätze ausweisenden
Refinanzierungsniveaus am Kapitalmarkt nahezu ausgeschlossen.


25 Eine kurzfristige "Fremdfinanzierung" durch den Fiskus --in Gestalt einer Erhöhung der Neuverschuldung-- ist für den
Bund schon seit einigen Jahren praktisch zum "Nulltarif" zu haben. In gleicher Weise würde eine kurzfristige Anlage
von seitens des Steuerpflichtigen geschuldeten, haushaltsmäßig aber nicht benötigten Geldforderungen für den
Fiskus keinen Zinsertrag erbringen, der eine Zinshöhe von einhalb Prozent für jeden Monat des Zinslaufs rechtfertigen
könnte.


26 dd) Anders als das FG meint, ergibt sich eine andere rechtliche Beurteilung nicht aus der regelmäßig zitierten
Kammerentscheidung des BVerfG (Beschluss vom 3. September 2009  1 BvR 2539/07, BFH/NV 2009, 2115).


27 (1) Im Streitfall ist die gesetzliche Zinshöhe für den Zeitraum vom 1. April 2015 bis 16. November 2017 zu beurteilen.
In jener Entscheidung des BVerfG ging es demgegenüber um die Festsetzung von Nachzahlungszinsen für die
Zinszahlungszeiträume von 2003 bis 2006, in denen kein strukturell verfestigtes Niedrigzinsniveau eingetreten war.


28 (2) Dem Beschluss des BVerfG lag darüber hinaus eine für Zinsfestsetzungen atypische Sachverhaltskonstellation
zugrunde. Die Zinsfestsetzung beruhte auf einer fehlerhaft unterbliebenen Auswertung eines Grundlagenbescheids,
die zunächst zu einer erheblichen Steuererstattung führte. Nachdem das Finanzamt die unterlassene Auswertung des
Grundlagenbescheids erkannt hatte, erließ es einen geänderten Einkommensteuerbescheid, der zur Rückzahlung der
Steuererstattung führte. In jener Fallkonstellation war die unzutreffende Steuerfestsetzung für den betroffenen und
zudem fachkundigen Steuerpflichtigen ohne Weiteres erkennbar; die Zinsfestsetzung hätte daher durch einen Hinweis
an das Festsetzungsfinanzamt auf die fehlerhaft unterlassene Umsetzung des Grundlagenbescheids vermieden
werden können.


29 (3) Wie bereits unter II.2.a cc (1) dargelegt, können angesichts der auf moderner Datenverarbeitung gestützten
Automation in der Steuerverwaltung auch Erwägungen wie Praktikabilität und Verwaltungsvereinfachung einer
Anpassung der Zinshöhe an den jeweiligen Marktzinssatz oder an den Basiszinssatz i.S. des § 247 BGB nicht mehr
entgegenstehen.


30 (4) Auch das Argument, die Vollverzinsung wirke "gleichermaßen zugunsten wie zulasten des Steuerpflichtigen"
(BVerfG-Beschluss in BFH/NV 2009, 2115), ist nicht geeignet, die realitätsferne Zinshöhe des § 238 AO zu
rechtfertigen. Denn der Zinssatz für Erstattungsansprüche ist mit Blick auf das strukturelle Niedrigzinsniveau während
des Streitzeitraums in gleicher Weise als nicht realitätsgerecht anzusehen.


31 b) Es bestehen bei der gebotenen summarischen Prüfung überdies schwerwiegende verfassungsrechtliche Zweifel,
ob der Zinssatz dem aus dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Übermaßverbot entspricht.


32 aa) Die realitätsferne Bemessung der Zinshöhe wirkt in Zeiten eines strukturellen Niedrigzinsniveaus wie ein
sanktionierender, rechtsgrundloser Zuschlag auf die Steuerfestsetzung. Die Belastung des Steuerpflichtigen wird im
Einzelfall noch dadurch verschärft, dass mit dem Gesetz zur Bereinigung von steuerlichen Vorschriften
(Steuerbereinigungsgesetz 1999) vom 22. Dezember 1999 (BGBl I 1999, 2601) die bis dahin geltende zeitliche
Begrenzung des Zinslaufs auf maximal vier Jahre (§ 233a Abs. 2 Satz 3 AO a.F., eingeführt durch das
Steuerreformgesetz 1990 vom 25. Juli 1988, BGBl I 1988, 1093, zuletzt i.d.F. des Jahressteuergesetzes 1997 vom
20. Dezember 1996, BGBl I 1996, 2049) aufgehoben worden ist; seitdem gibt es keine gesetzlich bestimmte
Höchstdauer für den Zinslauf mehr. Die Abschaffung der Vier-Jahres-Grenze rechtfertigte der Gesetzgeber seinerzeit
mit den Erwägungen der Steuergerechtigkeit und der Vereinfachung der Zinsberechnung; Steuerpflichtige sollten die
relative Zinsbelastung nicht mehr durch Verzögerungen des Ablaufs einer Außenprüfung vermindern können
(BTDrucks 14/1514, S. 48). In einem strukturell niedrigen Zinsumfeld wirkt der unbefristete Zinslauf für den
Steuerpflichtigen weiter verschärfend. Dessen Belastung wird umso größer, je später die Steuer festgesetzt wird. Eine
teilweise Kompensation durch eine steuerliche Abzugsmöglichkeit der Nachzahlungszinsen tritt nicht ein. Die
Nachzahlungszinsen zur Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer führen zu nicht abzugsfähigen Ausgaben
oder Aufwendungen (vgl. § 12 Nr. 3 EStG, § 10 Nr. 2 des Körperschaftsteuergesetzes --KStG--, § 4 Abs. 5b EStG).
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33 Der Eintritt der Verzinsung und die Dauer des Zinslaufs waren im Streitfall für die betroffenen Antragsteller auch nicht
vermeidbar. Die Länge des Zinslaufs hing von für die Antragsteller nicht oder kaum beeinflussbaren Faktoren ab,
insbesondere den Beginn und die Dauer der Außenprüfung sowie die Auswertung von deren Ergebnissen.


34 bb) Eine sachliche Rechtfertigung für die nicht realitätsgerechte Belastung besteht bei summarischer Prüfung nicht.
Insbesondere geht der Zweck der Verzinsungspflicht, potentielle Liquiditäts- oder Zinsvorteile abzuschöpfen (vgl.
BVerfG-Beschluss in BFH/NV 2009, 2115), für den Streitzeitraum ins Leere (s. bereits unter II.2.a cc (3)).


35 3. Anders als das FG meint, haben die Antragsteller auch ein berechtigtes Interesse an der AdV des angefochtenen
Zinsbescheids. Im Streitfall fällt die Interessenabwägung zugunsten der Antragsteller aus.


36 a) Zum einen gehen die schwerwiegenden Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der dem angefochtenen
Verwaltungsakt zugrunde liegenden gesetzlichen Regelung über das Maß an Zweifeln hinaus, welches üblicherweise
von der Rechtsprechung für die Gewährung der AdV für erforderlich angesehen wird. Zum anderen ist weder
dargelegt noch ersichtlich, dass eine AdV im Streitfall das öffentliche Interesse an einer geordneten Haushaltsführung
berühren könnte; vielmehr ist davon auszugehen, dass dem Gesetzgeber die Notwendigkeit einer Anpassung der
Zinshöhe bekannt ist.


37 b) So hat der Senat bereits mit seinem Urteil vom 1. Juli 2014 (in BFHE 246, 193, BStBl II 2014, 925, Rz 21) für
Verzinsungszeiträume nach dem 21. März 2011 darauf hingewiesen, dass der Gesetzgeber bei dauerhafter
Verfestigung des Niedrigzinsniveaus von Verfassungs wegen gehalten ist zu überprüfen, ob die ursprüngliche
Entscheidung zur gesetzlichen Zinshöhe auch unter den veränderten Umständen aufrechtzuerhalten ist.


38 Ein Hinweis dafür, dass der Gesetzgeber selbst mit Blick auf die nicht mehr realitätsgerechte gesetzliche Zinshöhe ein
gesetzgeberisches Handeln als notwendig angesehen hat, folgt im Übrigen aus der --nach Art. 97 § 8 Abs. 4 Satz 1
des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung (EGAO) erstmals für nach dem 31. Dezember 2018 einzureichende
Steuererklärungen geltenden-- Regelung für die Bemessung von Verspätungszuschlägen gemäß § 152 Abs. 5 AO
i.d.F. des Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens (StModernG) vom 18. Juli 2016 (BGBl I 2016,
1679). Diese legt nach § 152 Abs. 5 Satz 2 AO bei jährlich zu veranlagenden Steuern einen typisierten Zuschlag von
0,25 Prozent der festgesetzten Steuer je angefangenen Monat der eingetretenen Verspätung zugrunde. Zu den
jährlich zu veranlagenden Steuern gehören die Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer, die auch der
Verzinsung nach § 233a AO i.V.m. § 238 AO unterfallen. Im Rahmen der vorbereitenden Überlegungen zur
Neuregelung des § 152 AO durch das StModernG war zunächst erwogen worden, die Höhe des
Verspätungszuschlags für diese Steuern an der Höhe der Zinsen nach § 238 Abs. 1 Satz 1 AO mit einhalb Prozent für
jeden angefangenen Monat zu bemessen. Angesichts der als zweifelhaft angesehenen Höhe einer solchen
Pauschalierung wurde jedoch davon Abstand genommen und zur Vermeidung verfassungsrechtlicher Zweifel für die
Bemessung des Verspätungszuschlags eine Pauschalierung von 0,25 Prozent je angefangenen Monat zugrunde
gelegt.


39 Aufgrund des verfestigten Niedrigzinsniveaus hat der Gesetzgeber zudem bereits den Abzinsungssatz von
Rückstellungen für Altersversorgungsverpflichtungen in der Handelsbilanz geändert (vgl. Baumbach/Hopt, HGB,
38. Aufl., § 253 Rz 7). Für die Berechnung dieses Abzinsungssatzes war auf den durchschnittlichen Marktzinssatz der
vergangenen sieben Jahre abzustellen (§ 253 Abs. 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs --HGB-- a.F.). Da durch das
nachhaltig niedrige Zinsniveau der maßgebende Durchschnittszinssatz stark sank, benötigten die Unternehmen für
die Absicherung der zugesagten Altersversorgung eine wesentlich höhere Rückstellung. Mit dem Gesetz zur
Umsetzung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie und zur Änderung handelsrechtlicher Vorschriften vom 11. März 2016
(BGBl I 2016, 396) wurde dieser Nachteil im Niedrigzinsumfeld abgemildert und der Betrachtungszeitraum für die
Berechnung des Durchschnittszinssatzes im Rahmen des § 253 Abs. 2 HGB insoweit von sieben auf zehn Jahre
verlängert. Die Änderung war erstmals im Jahresabschluss für nach dem 31. Dezember 2015 endende
Geschäftsjahre anzuwenden (Art. 75 Abs. 6 des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch --HGBEG--). Darüber
hinaus bestand ein Wahlrecht, wonach die Neuberechnung der Abzinsung bereits für ein Geschäftsjahr angewandt
werden konnte, das nach dem 31. Dezember 2014 beginnt und vor dem 1. Januar 2016 endete (Art. 75 Abs. 7
HGBEG).


40 c) Nach alledem ist angesichts der erheblichen Höhe der Zinszahlung dem Interesse der Antragsteller an einer AdV
des angefochtenen Zinsbescheids Vorrang zu geben.


41 4. Die Vollziehung wird mit der Maßgabe aufgehoben, dass in der Vergangenheit entstandene Säumniszuschläge
entfallen (vgl. BFH-Urteil vom 30. März 1993 VII R 37/92, BFH/NV 1994, 4; BFH-Beschlüsse vom 10. Dezember 1986
I B 121/86, BFHE 149, 6, BStBl II 1987, 389; vom 6. September 1989 II B 33/89, BFH/NV 1990, 670).


42 5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 23/18 vom 14.5.2018
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BUNDESFINANZHOF Beschluss vom 3.9.2018, VIII B 15/18


ECLI:DE:BFH:2018:BA.030918.VIIIB15.18.0


AdV eines Bescheids über die Festsetzung von Aussetzungszinsen für den Zeitraum ab 2012


Leitsätze


1. NV: Auf der Grundlage der im Beschluss des BFH vom 25. April 2018 IX B 21/18 (BFHE 260, 431, BStBl II 2018, 415)
bezeichneten erheblichen verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Höhe des Zinssatzes in § 238 Abs. 1 AO für ab 2015
festgesetzte Nachzahlungszinsen ist dem Antrag auf AdV von Bescheiden auch für Festsetzungen von Zinsen für
vorangegangene Streitzeiträume ab 2012 zu entsprechen.
2. NV: Die Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Zinsfestsetzungen gemäß § 233a AO beziehen sich auf den in § 238
Abs. 1 AO festgelegten Zinssatz und damit auch auf die nach dieser Vorschrift vorzunehmende Festsetzung von
Aussetzungszinsen.


Tenor


Auf die Beschwerde der Antragsteller wird der Beschluss des Finanzgerichts Baden-Württemberg, Außensenate Freiburg,
vom 16. Januar 2018 2 V 3389/16 aufgehoben und die Vollziehung des Bescheids des Antragsgegners über
Aussetzungszinsen vom 23. September 2016 bis zum Eintritt der Bestandskraft dieses Bescheids ausgesetzt.
Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Antragsgegner zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Antragsteller und Beschwerdeführer (Antragsteller) begehren die Aussetzung der Vollziehung (AdV) des gegen sie
ergangenen Bescheids des Antragsgegners und Beschwerdegegners (Finanzamt --FA--) über die Festsetzung von
Aussetzungszinsen vom 23. September 2016 im Zusammenhang mit der AdV angefochtener
Einkommensteueränderungsbescheide für die Jahre 2007, 2008 und 2010, nachdem das FA den Antrag auf
Aussetzung des Zinsfestsetzungsbescheids abgelehnt und den dagegen eingelegten Einspruch zurückgewiesen hat.
Die Zinsfestsetzung betrifft den Zeitraum November 2012 bis September 2016.


2 Das Finanzgericht (FG) hat den Antrag der Antragsteller auf AdV des Zinsfestsetzungsbescheids durch Beschluss vom
16. Januar 2018  2 V 3389/16 abgelehnt. Mit der dagegen eingelegten --vom FG zugelassenen-- Beschwerde
begehren die Antragsteller, unter Aufhebung des FG-Beschlusses die Vollziehung des Bescheids des FA über die
Festsetzung von Aussetzungszinsen vom 23. September 2016 wegen ernstlicher Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit
der Zinsfestsetzung insbesondere mit Blick auf die gesetzliche Zinshöhe von monatlich 0,5 % auszusetzen.


3 Das FA beantragt unter Hinweis auf das Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 9. November 2017 III R 10/16 (BFHE
260, 9, BStBl II 2018, 255) zur (bejahten) Verfassungsmäßigkeit der Zinshöhe bei der Festsetzung von
Nachzahlungszinsen für Zeiträume bis 2013, die Beschwerde als unbegründet zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


II.


4 Die gemäß § 128 Abs. 3 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zulässige Beschwerde der Antragsteller ist begründet. Sie
führt zur Aufhebung des angefochtenen Beschlusses und zur Vollziehungsaussetzung des angefochtenen Bescheids
im beantragten Umfang.


5 1. Nach § 128 Abs. 3 i.V.m. § 69 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 FGO ist die Vollziehung eines angefochtenen
Verwaltungsaktes ganz oder teilweise auszusetzen, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit dieses
Verwaltungsaktes bestehen.


6 a) Ernstliche Zweifel i.S. von § 69 Abs. 2 Satz 2 FGO liegen dann vor, wenn bei summarischer Prüfung des
angefochtenen Bescheids neben für seine Rechtmäßigkeit sprechenden Umständen gewichtige Gründe zutage
treten, die Unentschiedenheit oder Unsicherheit in der Beurteilung von Rechtsfragen oder Unklarheit in der
Beurteilung entscheidungserheblicher Tatfragen bewirken (ständige Rechtsprechung, z.B. BFH-Beschlüsse vom
10. Februar 1967 III B 9/66, BFHE 87, 447, BStBl III 1967, 182, und vom 28. Mai 2015 V B 15/15, BFH/NV 2015,
1117, Rz 11, m.w.N.). Die Entscheidung hierüber ergeht bei der im AdV-Verfahren gebotenen summarischen Prüfung
aufgrund des Sachverhalts, der sich aus dem Vortrag der Beteiligten und der Aktenlage ergibt (BFH-Beschluss in
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BFH/NV 2015, 1117, Rz 11, m.w.N.). Zur Gewährung der AdV ist es nicht erforderlich, dass die für die
Rechtswidrigkeit sprechenden Gründe im Sinne einer Erfolgswahrscheinlichkeit überwiegen (ständige
Rechtsprechung, z.B. BFH-Beschlüsse vom 20. Juli 2012 V B 82/11, BFHE 237, 545, BStBl II 2012, 809, Rz 9,
m.w.N., und in BFH/NV 2015, 1117, Rz 11; vom 27. Januar 2016 V B 87/15, BFHE 252, 187 m.w.N.).


7 b) Ernstliche Zweifel können auch verfassungsrechtliche Zweifel hinsichtlich einer dem angefochtenen Verwaltungsakt
zugrunde liegenden Norm sein (ständige Rechtsprechung, z.B. Bundesverfassungsgericht --BVerfG--, Urteil vom
21. Februar 1961  1 BvR 314/60, BVerfGE 12, 180, BStBl I 1961, 63, unter B.II.; BFH-Beschlüsse vom 5. März 2001
IX B 90/00, BFHE 195, 205, BStBl II 2001, 405; vom 22. Dezember 2003 IX B 177/02, BFHE 204, 39, BStBl II 2004,
367; vom 25. April 2018 IX B 21/18, BFHE 260, 431, BStBl II 2018, 415).


8 aa) Hält ein Gericht ein Gesetz, auf dessen Wirksamkeit es bei der Entscheidung ankommt, für verfassungswidrig, so
hat es allerdings gemäß Art. 100 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) das Verfahren auszusetzen und die
Entscheidung des BVerfG einzuholen. Das dem BVerfG vorbehaltene Verwerfungsmonopol hat zur Folge, dass das
Fachgericht Folgerungen aus der (von ihm angenommenen) Verfassungswidrigkeit eines formellen Gesetzes im
Hauptsacheverfahren erst nach deren Feststellung durch das BVerfG ziehen darf.


9 bb) Die Fachgerichte sind jedoch durch Art. 100 Abs. 1 GG nicht gehindert, schon vor der im Hauptsacheverfahren
einzuholenden Entscheidung des BVerfG auf der Grundlage ihrer Rechtsauffassung vorläufigen Rechtsschutz zu
gewähren, wenn dies im Interesse eines effektiven Rechtsschutzes geboten erscheint und die
Hauptsacheentscheidung dadurch nicht vorweggenommen wird (vgl. BVerfG-Beschluss vom 24. Juni
1992  1 BvR 1028/91, BVerfGE 86, 382, unter B.II.2.b; BFH-Beschluss in BFHE 204, 39, BStBl II 2004, 367).


10 cc) Einwendungen gegen die Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen Zinshöhe betreffen die Rechtmäßigkeit der
Zinsfestsetzung und sind damit verfahrensrechtlich gegen diese geltend zu machen (z.B. BFH-Beschluss vom 31. Mai
2017 I R 77/15, BFH/NV 2017, 1409, unter II.2.b, m.w.N.).


11 2. Nach diesen Maßstäben sind im Streitfall entgegen der Auffassung des FG und des FA die Voraussetzungen für
eine AdV des angefochtenen Bescheids über die Festsetzung von Aussetzungszinsen nach Maßgabe des § 69 Abs. 3
Satz 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 2 FGO als gegeben anzusehen.


12 a) Die geltend gemachten ernstlichen Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der angefochtenen Festsetzung von
Aussetzungszinsen nach § 237 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung (AO) gründen sich auf die Höhe des hierfür in
§ 238 Abs. 1 Satz 1 AO gesetzlich festgelegten Zinssatzes von monatlich 0,5 %.


13 Gegen diesen Zinssatz bestehen nach dem --zur Festsetzung von Nachzahlungszinsen gemäß § 233a AO
ergangenen-- BFH-Beschluss in BFHE 260, 431, BStBl II 2018, 415 "jedenfalls ab dem Verzinsungszeitraum 2015"
erhebliche verfassungsrechtliche und deshalb eine Aussetzung nach § 69 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 2 FGO
rechtfertigende Bedenken, weil


14 •  der gesetzlich festgelegte Zinssatz gemäß § 238 Abs. 1 Satz 1 AO für den Zeitraum vom 1. April 2015 bis
16. November 2017 angesichts der zu dieser Zeit bereits eingetretenen strukturellen und nachhaltigen
Verfestigung des niedrigen Marktzinsniveaus den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Realität in
erheblichem Maße überschreite und damit mit Art. 3 Abs. 1 GG unvereinbar sei,


15
•  die Typisierung des Zinssatzes für den Zeitraum vom 1. April 2015 bis 16. November 2017 nicht mehr mit dem


Interesse an Praktikabilität und Verwaltungsvereinfachung angesichts des gänzlich veränderten technischen
Umfelds und des Einsatzes moderner Datenverarbeitungstechnik bei einer Anpassung der Zinshöhe an den
jeweiligen Marktzinssatz oder an den Basiszinssatz i.S. des § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gerechtfertigt
werden könne,


16 •  es für die Höhe des Zinssatzes in § 238 Abs. 1 Satz 1 AO an einer nachvollziehbaren Begründung fehle,


17
•  der Telos der Verzinsung --Abschöpfung des Nutzungsvorteils-- die gesetzliche Zinshöhe nicht rechtfertige, weil


für den Steuerpflichtigen die Möglichkeit, die zu zahlenden Zinsen durch Anlage der nicht gezahlten
Steuerbeträge oder durch die Ersparnis von Aufwendungen auch tatsächlich zu erzielen, wegen der strukturellen
Niedrigzinsphase im typischen Fall für den in Rede stehenden Zeitraum nahezu ausgeschlossen gewesen sei,


18
•  ein potentieller Zinsnachteil des Fiskus, der den nicht gezahlten Steuerbetrag nicht anderweitig nutzen könne,


angesichts des sehr niedrigen und teilweise sogar negative Zinssätze ausweisenden Refinanzierungsniveaus am
Kapitalmarkt nahezu ausgeschlossen sei,


19
•  die Kammerentscheidung des BVerfG (Beschluss vom 3. September 2009  1 BvR 2539/07, BFH/NV 2009, 2115)


keine abweichende Beurteilung rechtfertige, weil sie Zinszahlungszeiträume von 2003 bis 2006 ohne ein
strukturell verfestigtes Niedrigzinsniveau betreffe,


20
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•  schwerwiegende verfassungsrechtliche Zweifel bestünden, ob der Zinssatz dem aus dem Rechtsstaatsprinzip
folgenden Übermaßverbot entspreche, zumal die realitätsferne Bemessung der Zinshöhe in Zeiten eines
strukturellen Niedrigzinsniveaus wie ein sanktionierender, rechtsgrundloser Zuschlag auf die Steuerfestsetzung
wirke.


21 b) Diese Zweifel des BFH zur Verfassungsmäßigkeit der Festsetzung von Nachzahlungszinsen gemäß § 233a AO
beziehen sich ausschließlich auf den in § 238 Abs. 1 AO festgelegten Zinssatz und können folglich nicht anders für
die Festsetzung von hier streitigen Aussetzungszinsen beurteilt werden, weil diese gleichermaßen nach Maßgabe des
Zinssatzes in § 238 Abs. 1 AO festzusetzen sind (vgl. Heuermann in Hübschmann/Hepp/ Spitaler, § 238 AO Rz 2).


22 c) Auf der Grundlage der in der BFH-Entscheidung in BFHE 260, 431, BStBl II 2018, 415 bezeichneten erheblichen
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Höhe des Zinssatzes in § 238 Abs. 1 AO ist die begehrte AdV nicht nur
auf die von dem angefochtenen Bescheid erfassten Zinsen im Streitzeitraum ab 2015, sondern auch auf die
vorangegangenen Streitzeiträume ab 2012 zu erstrecken, weil


23
•  die Verfassungsmäßigkeit der Vorschrift für frühere Zeiträume bereits Gegenstand zweier


Verfassungsbeschwerdeverfahren (Az. 1 BvR 2237/14 --betreffend Zeiträume nach 2009-- und 1 BvR 2422/17
--betreffend Zeiträume nach 2011--) vor dem BVerfG ist und


24
•  die gegenteilige Auffassung des III. Senats des BFH in seinem Urteil in BFHE 260, 9, BStBl II 2018, 255 zur


Verfassungsmäßigkeit des § 238 Abs. 1 AO für jene früheren Zeiträume mithin ebenfalls zur
verfassungsgerichtlichen Überprüfung ansteht.


25 d) Aus den Gründen der BFH-Entscheidung in BFHE 260, 431, BStBl II 2018, 415 ist auch das berechtigte Interesse
der Antragsteller an der AdV des angefochtenen Zinsbescheids bei Abwägung ihrer Interessen einerseits und
derjenigen des Fiskus zu bejahen.


26 Zum einen gehen die schwerwiegenden Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der dem angefochtenen Verwaltungsakt
zugrunde liegenden gesetzlichen Regelung in § 238 Abs. 1 AO über das Maß an Zweifeln hinaus, welches
üblicherweise von der Rechtsprechung für die Gewährung der AdV für erforderlich angesehen wird. Zum anderen ist
weder dargelegt noch ersichtlich, dass eine AdV im Streitfall das öffentliche Interesse an einer geordneten
Haushaltsführung berühren könnte; vielmehr ist davon auszugehen, dass dem Gesetzgeber die Notwendigkeit einer
Anpassung der Zinshöhe bekannt ist. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gründe jener Entscheidung
verwiesen.


27 3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.
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